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Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen

Wer hätte vor 50 Jahren gedacht, dass sich Europa
als politisches und wirtschaftliches Gebilde so weit
entwickeln würde? Gezeichnet vom 2. Weltkrieg waren 
die sechs Gründerstaaten der Europäischen Union - 
Frankreich, Italien, die Niederlande, Belgien, Luxemburg
und die Bundesrepublik Deutschland -, als sie sich 1957
für ein friedliches, freundschaftliches Miteinander die
Hand reichten. Der Eiserne Vorhang teilte den Kontinent
und blockierte jedwede Verständigung zwischen West
und Ost.
Heute finden sich 27 Nationen bereit, an dem 
Jahrhundertwerk „Europäische Union“ mitzuarbeiten und
beugen sich den - für viele mit großen Einschränkungen
verbundenen - Gesetzen der EU. Nicht nur hat uns die 
Union eine 60jährige Friedenszeit beschert. Auch 
wirtschaftliche Konflikte und Ungleichgewichte wurden
auf dem Verhandlungsweg überwunden.
Die Kommunen als Keimzelle jedes Staatswesens haben
sich beim Aufbau des vereinten Europa große Verdienste
erworben. Sie bereiteten durch informelle Kontakte,
Jugendaustausch und nicht zuletzt durch die 
Städtepartnerschaften den menschlichen Boden für das
Zusammenwachsen. Städte und Gemeinden haben die
Europäische Idee auf die lokale Ebene geholt und für den
einzelnen Bürger oder die Bürgerin erfahrbar gemacht.
Doch es sind auch die Kommunen, die am meisten unter
mancher Fehlentwickung des Brüsseler Super-Staats zu
leiden haben. 80 Prozent der Vorschriften, die auf örtlicher

Ebene anzwenden sind, haben ihren Ursprung in Europa.
Vieles, was im Ansatz gut gemeint ist, verkehrt sich 
mangels konsequenter Ausgestaltung ins Gegenteil.
Beispiel Feinstaub: Die Grenzwerte sind soweit gesenkt
worden, dass es allerorten zur Überschreitung kommt.
Kommunen sollen Aktionspläne entwerfen und haben
gleichwohl nicht die Handhabe- weder rechtlich und 
finanziell -, die Feinstaub-Emissionen bei Verkehr und 
Industrie wirksam einzudämmen.
Kein Wunder, dass sich bei vielen Europa-Müdigkeit
breitgemacht hat. Das Gerangel um die EU-Verfassung vor
zwei Jahren hat diese Skepsis schonungslos offengelegt.
Dabei ist in Vergessenheit geraten, dass der Entwurf einer
EU-Verfassung eine Lösung andeutet: Mehr Mitsprache
der Kommunen bei der europäischen Gesetzgebung. Noch
hat der Ausschuss der Regionen hierbei rein beratende
Funktion. Sollte aber die kommunale Selbstverwaltung in
Europa Verfassungsrang erhalten, wäre eine stärkere 
Mitwirkung der Städte und Gemeinden nicht aufzuhalten.
Es ist auch Sache des Landes NRW, dieses Anliegen in den
nationalen und europäischen Gremien mit Nachdruck 
voranzubringen.

Dr. Bernd Jürgen Schneider
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

EDITORIAL
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Schutzwürdige Böden 
in NRW
Bodenfunktionen bewerten, hrsg. v. NRW-Minis-
terium für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (MUNLV), A 4, 40
S., 2007, kostenlos zu best. beim MUNLV-Infoser-
vice, Tel. 0211-4566-666, Fax 0211-4566-621,
E-Mail: infoservice@munlv.nrw.de

Böden,welche ihre natürliche Funktion und
die Funktion als Archiv der Natur- und Kul-

turgeschichte in besonderem Maß erfüllen, sind nach dem Landes-
bodenschutzgesetz NRW schutzwürdig. Die Broschüre gibt infor-
mative Hinweise und viele Praxisbeispiele zum Schutz dieser Böden
in der Planung. Ziele und Anwendungsmöglichkeiten der Boden-
funktionskarten sowie die Gefährdung der Funktionsfähigkeit von
Böden werden vorgestellt. Ergänzend werden Instrumente im Voll-
zug beschrieben und ihre Eignung durch Beispiele aus der Praxis
verdeutlicht. Die Broschüre, die sich an Fachplaner, politische Ent-
scheidungsträger und die allgemeine Öffentlichkeit richtet, wurde
von der ahu AG in Aachen unter Mitwirkung eines Expertenkreises
aus dem NRW-Umweltministerium, dem NRW-Landesamt für Na-
tur,Umwelt und Verbraucherschutz,der NRW-Landwirtschaftskam-
mer, dem Geologischen Dienst NRW sowie mehreren Städten und
Kreisen erstellt.
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Sozialhilfe SGB XII - Grundsicherung für
Arbeitsuchende SGB II
Textausgabe mit Verordnungen, mit den Änderungen durch die Gesund-
heitsreform 2007, 6., akt.Aufl., 114 S., 9,80 Euro, ab zwölf Expl. 8,80 Euro,
ab 25 Expl. 8 Euro, ab 50 Expl. 7,25 Euro, Richard Boorberg Verlag GmbH
& Co KG, Scharrstr. 2, 70563 Stuttgart und Levelingstr. 6 a, 81673 Mün-
chen, 2007, ISBN 3-415-03907-0

Mit dem Gesetz zur Einordnung des
Sozialhilferechts in das Sozialge-
setzbuch - mit Wirkung vom 1. Janu-
ar 2005 - wurde das Sozialhilferecht
reformiert und zugleich in das Sozi-
algesetzbuch als dessen Zwölftes
Buch eingeordnet.Parallel zum SGB
XII (Sozialhilfe) ist durch Hartz IV
das SGB II (Grundsicherung für Ar-
beitsuchende) in Kraft getreten.
Die aktualisierte Auflage enthält
den Vorschriftentext von SGB II
und SGB XII mit Rechtsstand 1.
April 2007. Alle rechtlichen Änderungen durch den Gesetzgeber, die
bis Ende März 2007 verkündet wurden, sind eingearbeitet. Die Aus-
gabe mit Inhaltsverzeichnis nach Paragrafen- und Seitenangaben
dient Hilfebedürftigen, Agenturen für Arbeit, Sozialämtern und de-
ren Arbeitsgemeinschaften sowie allen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern in Sozialen Diensten, Job-Centern und Jugendämtern in
Städten, Gemeinden und Kreisen zur raschen Orientierung.
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Kommunalpolitiker erhalten 
mehr Geld
Die Aufwandsentschädigung für die Kommunalpolitikerinnen und
-politiker in NRW wird zum 1. Juli um drei Prozent erhöht. Wie die
Landesregierung mitteilte, werde die Entschädigung damit zum
ersten Mal seit Januar 2002 angehoben. Die finanzielle Lage vieler
Gemeinden sei zwar angespannt,„aber darunter dürfen nicht die-
jenigen leiden,die sich in ihrer Freizeit engagieren“,sagte NRW-In-
nenminister Dr. Ingo Wolf. Ratsmitglieder sollen je nach Gemein-
degröße künftig zwischen 184 und 501 Euro monatlich erhalten. Al-
ternativ kann auch eine monatliche Pauschale von 99 bis 414 Euro
in Verbindung mit einem Sitzungsgeld von 17 Euro gezahlt werden.

Geburtenrückgang kratzt an der 
18-Millionen-Marke
Die Einwohnerzahl in NRW wird wohl unter die Marke von 18 Mil-
lionen sinken. Nach Angaben des Landesamtes für Datenverarbei-
tung und Statistik lag das „Bevölkerungspolster“ oberhalb dieser
Zahl Ende 2006 gerade noch bei 28.745 Einwohnern. Das waren
29.360 weniger als im Jahr zuvor. Hauptursache für den Bevölke-
rungsverlust ist der seit Jahren anhaltende Geburtenrückgang. So
erreichte 2006 die Geburtenzahl mit weniger als 150.000 Neuge-
borenen einen neuen Tiefststand. Die Zahl der Sterbefälle war
2006 mit 183.741 zwar um etwa 2.700 geringer als im Vorjahr. Auch
zogen 4.400 Personen mehr nach NRW, als das Land verließen.
Dies reichte aber nicht aus,um das Geburtendefizit auszugleichen.

Stiftungsboom in NRW weiterhin 
ungebrochen 
Der Stiftungsboom In NRW hält an. Allein 2006 sind 216 rechtsfä-
hige Stiftungen gegründet worden.Das seien 33 mehr als 2005 und
ein neuer Rekord, teilte das NRW-Innenministerium mit. Seit 2001
steigt die Zahl der Stiftungen kontinuierlich an. Mit insgesamt
2.725 Stiftungen ist NRW bundesweit führend. Bei den Stiftungs-
zwecken stehen Soziales, Erziehung und Bildung, Wissenschaft
und Forschung sowie Kunst und Kultur vorne an.Die Gründung von
Stiftungen wird seit 2005 durch das Landesstiftungsgesetz erleich-
tert.

Kommunen wollen Dienste 
gemeinsam nutzen
Vier oberbergische Kommunen beschreiten neue Wege, um die Er-
füllung ihrer Aufgaben zu optimieren. Die Städte Hückeswagen,
Radevormwald und Wipperfürth sowie die Gemeinde Marienhei-
de starteten das Pilotprojekt „Shared Services“. Ziel ist es, durch
bessere Zusammenarbeit bei bestimmten Verwaltungstätigkei-
ten Einsparungen zu erzielen und Abläufe zu verbessern. Bereiche
der geplanten Zusammenarbeit sind zunächst das Beschaffungs-
wesen, das Immobilien-Management und die Bauhöfe. Begleitet
werden die Kommunen während des Projektes von einer Unter-
nehmensberatung.

Land investiert 126 Mio. Euro in den
kommunalen Straßenbau
200 neue Projekte werden in diesem Jahr aus dem Programm
„Stadtverkehrsförderung 2007 - Kommunale Straßen und Radver-
kehrseinrichtungen“ unterstützt. Rund 126 Mio. Euro will das Land
den Städten und Gemeinden zur Verbesserung ihres Straßennet-
zes überweisen. Im Vorjahr waren es 121 Mio. Euro. Das Programm
fördert den Umbau von Straßen, um die Verkehrssituation zu ver-
bessern sowie Unfallschwerpunkte und Gefahren an Bahnüber-
gängen zu beseitigen. Gebaut werden zudem Schul- und Radwe-
ge sowie Umgehungs- und Entlastungsstraßen. Die Projekte wur-
den nach Beratungen mit den Kommunen durch die Bezirksregie-
rungen und das NRW-Verkehrsministerium ausgewählt.

Weniger Abfall nach 
Nordrhein-Westfalen importiert
Die Abfall-Importe nach NRW sind im Jahr 2006 gegenüber dem
Vorjahr um 15 Prozent auf gut zwei Mio. Tonnen gesunken. Wie
das NRW-Umweltministerium mitteilte, habe der Import gefähr-
licher Abfälle im Vorjahr dabei 594.000 Tonnen betragen. Das
seien fünf Prozent weniger als 2005. Demgegenüber seien 2006
die Abfall-Exporte aus NRW auf 644.000 Tonnen gestiegen. Zum
Vergleich: 2005 waren es 240.000 Tonnen und 2004 lediglich
151.000 Tonnen.

Filteranlage reinigt
PFT-verseuchtes Sickerwasser
In der Stadt Brilon ist eine PFT-Filteranlage in Betrieb genommen
worden. Sie filtert das Sickerwasser eines mit der Industriechemi-
kalie PFT verseuchten Maisackers.Die rund eine Mio.Euro teure An-
lage muss nach Einschätzung von Experten vermutlich mindestens
fünf Jahre laufen. Die Gesamtkosten für die Reinigung des Ackers
von zwei Mio. Euro soll der Düngemittel-Hersteller tragen, der das
gesundheitsschädliche PFT illegal entsorgt hat.Dies bestätigte das
Oberverwaltungsgericht Münster.

Robert Jungk Preis zum 
demografischen Wandel
Das Städte-Netzwerk NRW, das NRW-Ministerium für Generatio-
nen, Familie, Frauen und Integration sowie die Robert Jungk Stif-
tung Salzburg vergeben zum fünften Mal den Robert Jungk Preis.
Unter dem Thema „Unternehmungs-Lust - Mit Engagement den
demografischen Wandel gestalten“ werden Projekte und Initiati-
ven gewürdigt, die soziale Verantwortung und Bürgerengage-
ment mit unternehmerischem Denken verbinden und damit die
Lebensqualität in den Städten und Gemeinden des Landes nach-
haltig verbessern. Der Preis wendet sich an soziale und kulturelle
Einrichtungen in öffentlicher und freier Trägerschaft, zivilgesell-
schaftliche Akteure und privatwirtschaftliche Unternehmen.
Weitere Informationen gibt es im Internet unter 
www.robertjungkpreis.nrw.de .

NACHRICHTEN
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Union macht sich das Fehlen einer Beteili-
gung lokaler und regionaler Gebietskörper-
schaften als Problem im EU-Gefüge be-
merkbar.
Man sollte niemals vergessen, dass Städte-
partnerschaften in den Jahren nach dem 2.
Weltkrieg den Völkern, die noch kurz zuvor
gegeneinander Krieg geführt hatten, er-
laubten, sich gegenseitig kennen und
schätzen zu lernen. Sie halfen mit, die Eu-
ropäische Union von der Basis her aufzu-
bauen. Die europäischen Städtepartner-
schaften gehören zu den erfolgreichsten
kommunalen Aktivitäten, die zum Gelin-
gen der europäischen Integration beige-
tragen haben.
Seit Beginn der 1950er-Jahre gab es in
Deutschland eine breite Städtepartner-
schaftsbewegung, bei der deutsch-franzö-
sische und deutsch-polnische kommunale
Partnerschaften eine wesentliche Rolle
einnahmen. Ostdeutschland Richtung Po-
len, Westdeutschland Richtung Frankreich
- diese geografische Schwerpunktsetzung
hängt zusammen mit den bestimmenden
Motiven der kommunalen Partnerschafts-
bewegung nach dem 2. Weltkrieg. Es wa-
ren dies Versöhnung unter ehemaligen
Kriegsgegnern und Sicherung des Friedens
in Europa durch Austausch und Begeg-
nung.

BREITE PARTNERSCHAFTSBEWEGUNG

Zwischen 1960 und 1970 hat sich die kom-
munale Partnerschaftsbewegung in
Deutschland konsolidiert und intensiviert.
Es gab zusätzlich viele Partnerschaften auch
zu Kommunen anderer Nationen. Heute be-
steht die deutsche Städtepartnerschafts-
wegung aus einem eng geknüpften Netz
von fast 7.000 städtepartnerschaftlichen
Beziehungen zu Kommunen in 87 Ländern
rund um den Erdball.
Einen deutlichen Aufschwung erhielt die
kommunale Partnerschaftsbewegung aus
westdeutscher Sicht durch die deutsch-pol-
nische und deutsch-russische Annäherung
Mitte der 1970er-Jahre und dann nochmals
mit dem Fall des Eisernen Vorhangs Ende
der 1980er-Jahre. Dabei nahm nicht nur die
Zahl der kommunalen Partnerschaften zu,
sondern auch die Zahl der Kontakte und Ak-
tivitäten im Rahmen dieser Partnerschaf-
ten.

Auf vielfältige Weise leisteten und leisten Kommunen einen 
Beitrag zum europäischen Integrationsprozess - über 
Städtepartnerschaften, fachlichen Austausch und politische 
Mitwirkung

Mosaiksteine des 
vereinten Europa
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� Mit zahlreichen Europafesten wurde im 
Frühjahr 2007 der 50. Jahrestag der 
Unterzeichnung der Römischen Verträge gefeiert

kommunale Engagement in und für Europa
gegeben.
Das Europa der Bürger war und ist das Fun-
dament der europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und der heutigen Europäischen
Union. Denn Europa gestaltet sich als erstes
dort, wo die Bürger und Bürgerinnen leben,
wohnen und arbeiten, also in den Städten
und Gemeinden unserer europäischen Län-
der. Daher ist die Europäische Union gut be-
raten, den Bürger in seinem Umfeld und da-
mit den Städten und Gemeinden in der wei-
teren Entwicklung Europas einen angemes-
senen Stellenwert einzuräumen.

ERST GEMEINSAMER MARKT

Bedauerlicherweise sind die Regionen, ge-
schweige denn die Kommunen, in den Ge-
staltungsprozess Europas kaum einbezo-
gen worden. Denn zu Beginn stand die
Schaffung eines gemeinsamen Marktes im
Vordergrund. Aber mit der Zuweisung vieler
neuer Zuständigkeiten an die Europäische

Am 25. März 2007 hat Europa den 50.
Geburtstag der Römischen Verträge

gefeiert. Diese bildeten die Grundlage der
europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und waren Grundstein für alle weiteren
Fortschritte im Vereinigungsprozess der 
Europäischen Union. Sie eröffnen darüber-
hinaus Visionen für die Zukunft.
Visionen hatten aber auch schon zur dama-
ligen Zeit mutige Männer und Frauen. Einer
von diesen war Jean Monnet, der schon zur
damaligen Zeit sagte: „Wir bringen Men-
schen zusammen, nicht Nationen“. Er hat
damit genau das zum Ausdruck gebracht,
was Anliegen und Aufgabe der europäi-
schen Integration ist. Darüber hinaus hat er
mit diesem Satz die Begründung für das

DER AUTOR
Günter Thum ist Mitglied
des Rates der Stadt Rheine
und Vorsitzender des
DStGB-Europaausschusses 
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THEMA 50 JAHRE EU

Schwerpunkt der Aktivitäten waren und
sind Kulturaustausch und Jugendaus-
tausch. Beide stehen in engem Zusammen-
hang mit den Hauptmotiven der Städte-
partnerschaftsbewegung:Aussöhnung und
Sicherung friedlicher Beziehungen zwi-
schen den Völkern. Mit dem Jugend- und
Kulturaustausch werden die Voraussetzun-
gen geschaffen, dass Vorurteile als solche
erkannt werden, dass das Fremde und das
Andersartige verstanden und akzeptiert
wird und dass sich der eigene Horizont im
Sinne größerer Toleranz erweitert.
In der jüngeren Zeit hat sich die der Partner-
schaftsbewegung zugrunde liegende Philo-
sophie weiterentwickelt. Zu den wichtigen
Zielen der Jahre von 1950 bis 1970, nämlich
Versöhnung und Friedenssicherung durch
Begegnung, kamen weitere Elemente hin-
zu, die in der Partnerschaftsbewegung in
den vergangenen 20 Jahren immer spürba-
rer geworden sind. Grundsätzlich ist eine
stärkere Ausrichtung auf aktuelle Problem-
stellungen festzustellen.

MEHR FACHLICHER AUSTAUSCH

Lange Zeit wurde stark darauf geachtet, die
Partnerschaftsbeziehungen bürgerorien-
tiert zu gestalten, sodass die Kommune
praktisch nur den zeremoniellen Rahmen
bereitstellte. Fachlicher Austausch von
Kommunalbeamten wurde abfällig als
„Bürgermeistertourismus“ bezeichnet und
daher auch vonseiten der Kommunen nicht
in Angriff genommen.
Dies hat sich in den zurückliegenden Jahren
verändert. Inzwischen wird die kommunale
Partnerschaft auch als Forum angesehen,
auf dem sich Kommunalverwaltungen zu
spezifischen Fragenstellungen und Proble-
men austauschen. Kommunalpolitik ist so-
mit zu einem Thema der Partnerschaften
geworden.
Auch im gesellschaftlichen Bereich haben
sich die Begegnungsfelder erweitert. Der
Austausch von Theatern, sozialen Einrich-
tungen, Berufsgruppen oder bestimmten
gesellschaftlichen Gruppen wie etwa Senio-
ren zu spezifischen Themen hat in jüngster
Zeit zugenommen. So ist eine vielfältige
Vernetzung der Partnerschaften jenseits
von Jugendaustausch und Kulturaustausch
entstanden.

NETZWERK FÜR FÖRDERMITTEL

Die Bereitstellung von EU-Fördermitteln hat
in den vergangenen Jahren dazu geführt,

zu bieten haben, was auf die Probleme,
Sorgen und Fragestellungen der Jugendli-
chen eingeht.

JUGENDLICHE EINBINDEN

Als Beispiel sei auf den Fremdsprachener-
werb sowie die Aus- und Fortbildung hinge-
wiesen. Im Zeitalter der Europäisierung und
Globalisierung wird es für Jugendliche im-
mer wichtiger, Fremdsprachen zu beherr-
schen und sich mühelos in verschiedenen
Kulturen zu bewegen. Kommunale Partner-
schaften sind ein verlässliches Netzwerk,
auf dessen Basis Schüler, Lehrlinge und Be-
triebe Fremdsprachen austauschen und Be-
rufspraktika organisieren können.
Städte- und Gemeindepartnerschaften bie-
ten über das gesellschaftliche Netz, das sie
durch die Einbindung der Bürger bilden,
mehr als nur einen Sprach- und Ausbil-
dungsaufenthalt. Sie gewährleisten das
Eintauchen in die jeweilige Gesellschaft mit
den damit verbundenen kulturellen Lern-
prozessen.
Ebenso ist darauf hinzuwirken, Jugendliche
stärker in die konzeptionelle Partnerschaft
einzubeziehen. Junge Menschen sollten

dass immer mehr Kommunen ihre kommu-
nalen Partnerschaften in den Dienst euro-
paweiter kommunaler Netzwerke gestellt
haben, in deren Rahmen spezifische Projek-
te gemeinsam erarbeitet wurden. Diese von
der EU geforderte und geförderte projekt-
bezogene Arbeit richtete sich zunächst
nicht spezifisch an Städtepartner. Jedoch
waren diese besonders rasch in der Lage,
auf das Angebot zu reagieren, da die Netz-
werkpartner über die Städtepartnerschaft
bereits vorhanden waren.
Die EU-Förderprogramme haben daher ei-
nen wesentlichen Anteil an einer Neuorien-
tierung oder besser gesagt Erweiterung der
Städtepartnerschafts-Philosophie. Selbst in
den traditionellen Bereichen des Kultur-
und des Jugendaustausches hat der Projekt-
gedanke stärker Einzug gehalten.
Doch haben Partnerschaften in der bishe-
rigen Form noch eine Zukunft? Wenn man
genauer hinsieht, stellt man fest, dass Ju-
gendliche selten dabei sind. Tatsächlich
stellt sich die Frage, ob man heute noch
Partnerschaften braucht, um fremde Städ-
te und Länder kennen zu lernen. Daher
muss vor allem deutlich gemacht werden,
dass kommunale Partnerschaften etwas

ZU
R 
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In seiner Europaerklärung in Rom hat der Auschuss der Regionen am 23.März 2007 Folgendes 
bekundet:

• weiterhin zur Schaffung einer immer engeren Bindung zwischen den Völkern Europas beizutra-
gen und dabei stets für die Achtung der regionalen und lokalen Vielfalt und Identität sowie die
regionale und kommunale Selbstverwaltung einzutreten;

• einen direkten Dialog mit unseren Mitbürgern über die Errungenschaften der Union und die künf-
tigen Herausforderungen zu führen und die Rolle des Ausschusses der Regionen im gemeinschaft-
lichen Beschlussfassungsprozess zu stärken;

• flankierend zu den auf EU-Ebene ergriffenen Maßnahmen zur Lösung der Probleme die für die
EU-Bürgerinnen und Bürger und die künftigen Generationen von fundamentaler Bedeutung sind,
wie der Umweltschutz und die globale Erwärmung, durch den Einsatz von finanziellen Mitteln
und personellen Ressourcen dazu beizutragen, gemeinsame Konzepte zu entwickeln, die effizient,
tragfähig und nachhaltig sind;

• für eine Würdigung und Verbreitung der Erfahrung zu sorgen, die wir bereits mit den neuen For-
men der Bürgerbeteiligung, der Erschließung des kulturellen und wirtschaftlichen Potentials der
Gebietskörperschaften, des Umgangs mit der Vielfalt sowie der Zusammenarbeit zwischen den
Gebietskörperschaften innerhalb der Union und zwischen der EU und ihren Nachbarn bzw. ande-
ren Ländern der Welt gesammelt haben;

• die Staats- und Regierungschefs im Hinblick auf einen raschen Abschluss des Verfassungsprozes-
ses und der unerlässlichen Reform der Verträge zu unterstützen, ohne dabei Errungenschaften an-
zutasten, die bereits von den Gebietskörperschaften bzw. für diese erlangt wurden, insbesonde-
re in Bezug auf die Überwachung der Einhaltung des Subsidaritätsprinzips und den territorialen
Zusammenhalt der Europäischen Union.
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nicht nur Konsumenten von Programmen
und Projekten der kommunalen Partner-
schaftsarbeit sein,sondern auch als Initiato-
ren und Mitglieder eingebunden werden.
So gibt es zwischenzeitlich ein Netzwerk
unter Partnerstädten, Jugendbotschafter
auszutauschen, verbunden mit Praktiken in
den jeweiligen Stadtverwaltungen der Part-
nerkommunen.
Insgesamt nehmen kommunale Partner-
schaften auch unter veränderten Bedingun-
gen einen wichtigen Platz in der EU ein. Das
erkennt auch die EU selbst an. Sie hat gera-
de ein Programm unter dem Namen
„Europa der Bürger“ aufgelegt, das über die
kommenden sieben Jahre städtepartner-
schaftliche Aktivitäten mit 215 Mio. Euro un-
terstützt.

CHARTA FÜR SELBSTVERWALTUNG

Der Europarat mit seinen 46 Mitgliedsstaa-
ten hat 1985 die Charta der kommunalen
Selbstverwaltung verabschiedet. Um diese
hatten sich europäische Kommunen, die im
Rat der Gemeinden und Regionen Europas
zusammengeschlossen sind, seit 1953 be-
müht. Die Charta ist für den Kongress der
Gemeinden und Regionen Europas beim Eu-

roparat die Grundlage, die alle Staaten an-
erkennen müssen, die Mitglied des Europa-
rates sind oder werden wollen.
Ziel der Gemeinden und Regionen Europas
ist es,dass das Prinzip der lokalen und regio-
nalen Selbstverwaltung in eine europäische
Verfassung oder in einem institutionellen
Vertrag aufgenommen wird. Diese europäi-
sche Charta der kommunalen Selbstverwal-
tung verweist ausdrücklich auf deren
grundlegende Bedeutung für die Demokra-
tie. Die jungen Demokratien finden hier ein
Leitbild für ihre Rechtsreform. Einige Staa-
ten haben bereits die Grundsätze der Char-
ta in ihre Verfassung aufgenommen.
Europa steckt zurzeit in einer schwierigen
Phase. Auslöser der Probleme sind die ab-
lehnenden Referenden in Frankreich und in
den Niederlanden zum europäischen Ver-
fassungsvertrag. Der deutschen Ratspräsi-
dentschaft wurde aufgetragen, einen Fahr-
plan zu entwerfen,um den Verfassungspro-
zess wieder in Gang zu bringen. Zwischen-
zeitlich ist allen Beteiligten klar, dass zur
Weiterentwicklung Europas eine Verfas-
sung als Grundlage von allen Staaten ratifi-
ziert werden muss.

GROßE ZUSTIMMUNG ZUR EU

Zahlreiche Umfragen machen deutlich,dass
das Bekenntnis vieler Bürgerinnen und Bür-
ger zu Europa unerschütterlich ist - insbe-
sondere, wenn es um die Werte Frieden,
Freiheit und Demokratie geht. Nach den Eu-
robarometerumfragen von 2006 liegt die
Zustimmung zur EU im Durchschnitt bei 53
Prozent. In Deutschland sind 58 Prozent der
Befragten für die EU-Mitgliedschaft, doch
nur 28 Prozent glauben, dass die Union sich
in die richtige Richtung entwickelt.
Das Problem scheinen die Institutionen und
deren Europapolitik zu sein. Diese Erkennt-

nis deckt sich auch mit den Ergebnissen vie-
ler Veranstaltungen.Woran es also mangelt
und wo man vorrangig ansetzen muss, ist,
den Menschen die Europaarbeit und die ak-
tuellen europäischen Vorhaben und Zielset-
zungen zu vermitteln. Die Institutionen
müssen sich den Bürgerinnen und Bürgern
mehr öffnen, und die Gestaltungsmöglich-
keiten müssen auch auf zivilgesellschaftli-
cher Ebene - beispielsweise im Rahmen von
Projekten - offensiver angeboten werden.
Auch hier sind die Kommunen und Regio-
nen als die staatliche Ebene, die den Bürge-
rinnen und Bürgern am nächsten steht,
wertvolle Partner. Viele Städte, Gemeinden
und Kreise haben sich dieser Aufklärungs-
und Informationsarbeit verschrieben. So
hat der Rat der Stadt Rheine während der
deutschen Ratspräsidentschaft eine Son-
dersitzung durchgeführt, die sich aus-
schließlich mit Europa befasste.
Ebenso haben zahlreiche Kommunen in
Deutschland, insbesondere größere Städte,
Europareferate eingerichtet die, neben der
Information der eigenen Verwaltung über
für sie relevante Vorgänge auf europäischer
Ebene, über die Mitwirkungsmöglichkeiten
der Kommunen beispielsweise an Konsulta-
tion und über die europäischen Förderpro-
gramme auch bürgerbezogene Informatio-
nen aufbereiten und zur Verfügung stellen.

KOMMUNEN ALS PARTNER

Städte und Gemeinden können ihre Rolle
als Unterstützer Europas vor Ort aber nur
dann wirklich erfüllen, wenn sie in Europa -
von den europäischen Institutionen und Re-
gierungen der Mitgliedsstaaten - als Part-
ner anerkannt werden. Das bedeutet vor al-
lem, dass sie in den politischen Prozess auf
europäischer Ebene mit eingebunden sind
und dass ihre Stimme als die Stimme derje-
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Europäischer 
Verwaltungspreis
Die Bertelsmann Stiftung, die Deutsche
Hochschule für Verwaltungswissenschaften
in Speyer und die European Group of Public
Administration haben mit Unterstützung
des Bundesinnenministeriums einen euro-
päischen Verwaltungspreis ausgelobt. Mit
diesem „European Public Sector Award“
sollen Verwaltungen in ganz Europa moti-
viert werden, von guten Beispielen zu lernen
und ihre Verwaltungsstrukturen zu moderni-
sieren. In der Kategorie „Gemeinsam Han-
deln“ werden Verwaltungen ausgezeichnet,
denen die nachhaltige Beteiligung von Bür-
gerInnen gelungen ist. Um die Steigerung
von Effizienz und Effektivität geht es in der
Kategorie „Mehrwert schaffen mit knappen
Mitteln“. In der Kategorie „Den Wandel
Steuern“ werden Konzepte prämiert, wie
den Herausforderungen des demografi-
schen Wandels am besten begegnet werden
kann.

Weitere Informationen im Internet unter
www.eps-award.eu  

Am 25. März �
1957 setzten die

Vertreter der sechs
Gründerstaaten

der damaligen 
Europäischen 

Wirtschafts-
gemeinschaft ihre
Unterschrift unter

die Römischen 
Verträge
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nigen Ebene, die eine Vielzahl der Verord-
nungen und Richtlinien,die in Brüssel erlas-
sen werden,umsetzen müssen,gefragt und
gehört wird.
n dieser Richtung hat sich in den zurücklie-
genden Jahrzehnten zweifelsohne einiges
zum Besseren bewegt. Allerdings fühlen
sich die Gemeinden und Regionen auch
heute noch unterrepräsentiert. Mit dem
Ausschuss der Regionen,der mit dem Maas-
trichter Vertrag 1992 ins Leben gerufen wur-
de, haben die Kommunen und Regionen zu-
mindest eine offizielle Einrichtung im Rah-
men der EU, über die sie ihre Anliegen ein-
bringen können.
Allerdings muss man hier insbesondere die
Umsetzung in Deutschland hinterfragen.
Im Ausschuss der Regionen hat Deutsch-
land 24 Mandate. Von diesen werden 21 von
den Ländern wahrgenommen. Drei Manda-
te stehen jeweils den kommunalen Spitzen-
verbänden zu - sprich: dem Landkreistag,
dem Städtetag sowie dem Städte- und Ge-
meindebund.

PARITÄT IM EUROPARAT

Damit ist das Verhältnis der Regionen -
sprich: Länder - mit 21 Mandaten zu den
Kommunen - sprich: Kreise, Städte und Ge-
meinden - mit drei Mandaten bei weitem
nicht ausgeglichen. Anders verhält es sich
beim Europarat.Dem Kongress der Gemein-
den und Regionen Europas gehören 18 deut-
sche Vertreter an, darunter neun Vertreter
der Länder und neun Vertreter der kommu-
nalen Spitzenverbände.
Im Entwurf des Verfassungsvertrages um
dessen Revitalisierung sich die deutsche
Ratspräsidentschaft bemüht hat, wird -
erstmals in einem Grundlagendokument
der EU - die kommunale Selbstverwaltung
als Bestandteil der Identität der Mitglieds-
staaten anerkannt. Das sind Grundlagen,
die vor 50 Jahren nicht vorstellbar waren
und selbst vor 25 Jahren noch unerreichbar
fern erschienen.
Insofern sind 50 Jahre europäische Integra-
tion nicht nur ein Grund, dieses Ereignis zu
feiern, sondern auch Anlass, den Einzug der
kommunalen Dimension in die Europä-
ische Union zu begreifen. Kommunen eröff-
nen den Zugang zu den Bürgerinnen und
Bürgern in Europa, und die Subsidiarität ist
der Schlüssel, mit dem die EU dieses Tor öff-
nen kann.Daher ist es wichtig,dass die Kom-
munen die Entwicklung der Europäischen
Union weiterhin kritisch, aber in der Grund-
ausrichtung stets konstruktiv begleiten. ●

STÄDTE- UND GEMEINDERAT: Herr Vogel,
Sie sind seit Februar 2006 Mitglied des 
Ausschusses der Regionen der EU. Lohnt
sich die regelmäßige Fahrt nach Brüssel?

Hans-Josef Vogel: Ja,gerade in der heutigen
Zeit. Die Städte und Regionen gewinnen für
die Europäische Union spürbar an Bedeu-
tung. Und umgekehrt gewinnt die Europäi-
sche Union auf kommunaler Ebene immer
mehr an Bedeutung. Etwa durch die euro-
päische Gesetzgebung:Mehr als 60 Prozent
aller kommunalrelevanten Gesetze und Ver-
ordnungen entstehen in Europa. Und durch
die europäischen Förderprogramme: erst-
mals gibt es eine Förderpriorität für städti-
sche Entwicklung. Europapolitik ist Innen-
politik, Alltagspolitik.

Der AdR ist neben der Europäischen 
Kommission, dem Europäischen 
Parlament und dem EU-Ministerrat
lediglich ein beratendes Gremium.
Was kann man da bewirken?

Hans-Josef Vogel: Viel. Zunächst, dass über-
haupt die Potenziale der Städte und Regio-
nen für die europäische Politik erkannt und
genutzt werden. Dann, dass unsere Interes-
sen und Erfahrungen gemeinschaftlich for-
muliert werden. Und der AdR findet über
die formellen Beratungsrechte Gehör ins-
besondere bei der Kommission. Ich bin da-
von überzeugt, dass die Bedeutung des AdR
künftig weiter wachsen wird, und zwar im
Gleichklang zu der wachsenden neuen Be-
deutung der Städte und Regionen für
Europa und umgekehrt.Wir brauchen künf-
tig in Europa - und das wird immer klarer -
ein Konzept von Multi-level-governance.
Daran muss der AdR mitarbeiten als Teil die-
ser neuen Governance.

Von 344 AdR-Mitgliedern sind 24 
aus Deutschland, davon 21 aus 
den Bundesländern. Haben die 
verbleibenden drei Kommunalvertreter
überhaupt Gewicht?

Hans-Josef Vogel: Natürlich ist der kommu-
nale Anteil auf der deutschen Seite unterre-
präsentiert. Man kann argumentieren, dass
die deutschen Vertreter im AdR unterreprä-
sentiert sind im Vergleich zur Bevölkerungs-
zahl. Aber wir Kommunalvertreter arbeiten
mit den Vertretern der anderen Städte gut
zusammen.Wir dürfen nicht nur eine natio-
nale Sicht pflegen, sondern wir nutzen die
Chancen, die sich aus der Zusammenarbeit
mit den Kolleginnen und Kollegen aus den
anderen Städten ergeben.

Von welchen Themen wurden Sie in 
den sieben Plenarsitzungen bisher am 
meisten angesprochen?

Hans-Josef Vogel: Von den Themen, die sich
mit der neuen Bedeutung der Städte und
Regionen für die europäischen Angelegen-

� Hans-Josef Vogel, Bürgermeister der Stadt
Arnsberg, ist seit Frühjahr 2006 Mitglied des 
EU-Ausschusses der Regionen

Über seine Arbeit im EU-Ausschuss der Regionen (AdR) als einer 
von drei deutschen kommunalen Vertretern sprach STÄDTE- UND

GEMEINDERAT mit Hans-Josef Vogel, Bürgermeister der Stadt Arnsberg

„Vielfalt Europas als
Stärke erkennen“ 
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heiten beschäftigen. Mich hat ungemein
beeindruckt, welche Chancen darin liegen,
wenn wir unsere Vielfalt und unterschied-
lichen Erfahrungen einbringen können in die
Stellungnahmen. Das hat dazu geführt,
dass auf der europäischen Ebene Vielfalt -
auch der Kommunen - immer mehr als Stär-
ke wahrgenommen wird. Vielfalt findet po-
litisch im AdR zusammen und wird dadurch
erhalten. Ich freue mich, daran mitwirken
zu können. Es ist eine spannende Zeit, weil
sowohl dem Europäischen Parlament wie
auch der Kommission und dem Ministerrat
deutlich geworden ist, dass es ohne Städte
und Gemeinden künftig nicht gehen wird.

Noch einmal die Nachfrage:
gab es Top-Themen?

Hans-Josef Vogel: Das Thema „Kohäsionspo-
litik und Städte“. Die Beratung über die
„Schlüsselkompetenzen für lebenslanges Ler-
nen“.Die Modernisierung und Vereinfachung
der Kohäsionspolitik, der Förderfonds. Die Ar-
beiten zur „Subsidiaritätskontrolle“.Die krea-
tive Einflussnahme des AdR, um neue Bewe-
gung in den Prozess des Verfassungsvertrages
zu bringen. Eine neue auf Teilhabe ausgerich-
tete europäische Kommunikationspolitik.

Seit der jüngsten EU-Erweiterung sind 27
Nationen im AdR vertreten. Zu welchen
nationalen Gruppen gibt es nähere 
Kontakte?

Hans-Josef Vogel: Die nationale Kategorie
spielt im AdR weniger eine Rolle. Wichtiger
Orientierungspunkt ist für mich: Wer bringt
Neues, wer bringt Innovation ein? Wichtig
sind die Kontakte zu den Ländern,die nach der
Wende in die EU gekommen sind. Gerade die
Vertreter dieser Länder wissen in besonderer

Weise die neu gewonnenen Stärken der kom-
munalen Selbstverwaltung zu schätzen.Nicht
nur, um effiziente Verwaltung und Politik zu
betreiben, sondern auch, um die Demokratie
und die Teilhabe der Bürger zu stärken.

Der AdR muss in Bereichen wie Verkehr
oder Umwelt um seine Meinung gefragt
werden. Hat sich während Ihrer 
Mitgliedschaft ein AdR-Votum schon 
einmal durchgesetzt?

Hans-Josef Vogel: Ja,und es sind nicht nur ein-
zelne Voten wie beim öffentlichen Nahver-
kehr, bei Fragen der öffentlichen Daseinsvor-
sorge, bei der Neugestaltung der Struktur-
fonds.Ich habe beobachtet,dass doch ein gro-
ßer Wert insbesondere auf die Stellungnah-
men aus dem AdR gelegt wird. Und dass die-
se Stellungnahmen - vielleicht nicht eins zu
eins, aber von ihrer grundsätzlichen Bedeu-
tung - stärker berücksichtigt werden als frü-
her. Lesen Sie einmal die neue Mitteilung der
Kommission an Rat und Parlament zum The-
ma „Kohäsionspolitik und Städte“ oder die
„Leipzig Charta des Ministerrates zur nach-
haltigen europäischen Stadt“.

Ist der AdR in seiner jetzigen Gestalt
optimal oder was würden Sie ändern?

Hans-Josef Vogel:Man kann sicherlich vieles
fordern, insbesondere dass die Beratung
konkret durch Mitwirkungsrechte ergänzt
oder erweitert wird.Aber in Deutschland ha-
ben die Städte keine Beratungsrechte bei der

Gesetzgebung.Der AdR muss Teil ei-
ner neuen Governance-Strategie
sein. Was ich weiter für wichtig hal-
te - sowohl im AdR als auch generell
für die europäische Ebene - ist, dass
Europa eine bessere Kommunikati-
on erhält im Sinne einer größeren
Teilhabe der Bürgerschaft, der Städ-
te und Regionen. Gerade hier kann
der AdR über seine Beratungsfunkti-
on hinaus künftig mehr leisten.

Der Ausschuss der Regionen (AdR) vertritt
die regionalen und kommunalen Gebietskör-
perschaften bei der EU. Der Ausschuss setzt
sich aus 344 Mitgliedern und derselben Anzahl
Stellvertretern zusammen. Die 24 AdR-Mitglie-
der und ihre Stellvertreter aus Deutschland ta-
gen - anders als die Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments - nicht ständig in Brüssel.
Wegen ihrer Verpflichtungen auf regionaler
oder kommunaler Ebene kommen sie lediglich
zu Plenartagungen oder Sitzungen der Fach-
kommissionen zusammen. Europäische Kom-

mission und Rat müssen den AdR in sämtlichen
Bereichen, wo Gesetzesvorschläge der EU Aus-
wirkungen auf die regionale und kommunale
Ebene haben könnten, um Stellungnahme bit-
ten. Außerdem kann der AdR zu jedem ihm
wichtig erscheinenden Thema die Initiative er-
greifen und damit die politische Agenda der
Union beeinflussen. Seit 1999 kann nicht nur
die Kommission oder der Rat, sondern auch das
Europäische Parlament den AdR konsultieren.
Weitere Informationen im Internet unter
www.cor.europa.eu .
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� Als Delegierte des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes vertreten Hans-Josef Vogel 
(2. v. rechts) und sein Stellvertreter Günter Thum
(rechts) gemeinsam mit ihren Kollegen vom
Deutschen Städtetag und vom Deutschen 
Landkreistag die Interessen der deutschen 
Kommunen beim AdR

Wie wäre das technisch umzusetzen?

Hans-Josef Vogel: Wir müssen viel stärker
die Möglichkeiten des Internet nutzen.Dann
können wir uns schon sehr viel früher und
auf breiterer Ebene in Konsultationsverfah-
ren der Europäischen Kommission zu Wort
melden.Wir sollten keine Scouts mehr nötig
haben, um europäische Förderprogramme
herausfinden und nutzen zu können.

Käme eine zweite Amtszeit im AdR 
für Sie infrage?

Hans-Josef Vogel: Ich habe mich zunächst
für nur eine Amtszeit entschieden, denn für
einen Bürgermeister gilt natürlich, dass sei-
ne eigene Stadt immer Vorrang hat. Zurzeit
lässt sich das gut vereinbaren, weil ich auch
für meine Arbeit in Arnsberg eine Menge
der Erfahrungen, die ich im AdR gewonnen
habe, nutzen kann.

Hat sich Ihr Bild von der Europäischen 
Gemeinschaft durch die Mitarbeit im
AdR verändert?

Hans-Josef Vogel: Ja.Mir ist noch einmal deut-
lich geworden,dass Europa eine zentrale Stär-
ke hat:Vielfalt seiner Städte,seiner Regionen,
seiner Sprachen und Kulturen. Das unter-
scheidet uns von den anderen Kontinenten
und internationalen Zusammenschlüssen.
Und das Zweite ist, dass die europäische Bü-
rokratie in den Nationalstaaten oft zu unrecht
als schematisch und unflexibel kritisiert wird.
Ich habe den Eindruck,dass in der Verwaltung
des vereinten Europa gute Arbeit geleistet
wird.Ich habe aber auch den Eindruck gewon-
nen, dass wir zugleich zu neuen Steuerungs-
und Koordinierungsstrukturen kommen
müssen zwischen den unterschiedlichen Ebe-
nen von Europa - über die Nationalstaaten bis
hin zu den Städten und Gemeinden unter Ein-
schluss der Bürgergesellschaft.

Die Fragen stellte Martin Lehrer
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Wir führen nicht Staaten zusammen,
sondern Menschen.“ Mit diesem

Ausspruch brachte im Jahr 1952 Jean Mon-
net, Mitbegründer der Europäischen Union,
einen wichtigen Grundsatz europäischer 
Einigungspolitik auf den Punkt. In diesem
Satz steckt die Einsicht, dass Einheit und
Frieden unter den Völkern Europas nicht al-
lein durch staatliche Verträge „von oben“
durchgesetzt werden können. Vielmehr be-
darf es auch der Aussöhnung und Verstän-
digung der Bürgerinnen und Bürger, damit
die Vision eines friedlichen und demokra-
tisch geeinten Europa nicht bloß abstrakte
Idee bleibt.
Die Unterzeichnung der Römischen Verträ-
ge im Jahr 1957 stellte die Weichen für das
wirtschaftliche und politische Zusammen-
wachsen der Völker Europas und kann da-
mit zu Recht als historisches Ereignis gelten.
Nicht vergessen werden sollte dabei, dass
diese Integrationsbestrebungen auf höchs-
ter staatlicher Ebene unterstützt wurden
durch vielfältige Bemühungen in den Städ-
ten und Gemeinden. Insbesondere Städte-
partnerschaften leisteten einen wichtigen
Beitrag zur Aussöhnung der Völker und för-
derten den europäischen Integrationspro-
zess „von unten“.
Die Städtepartnerschaften der Stadt Ber-
gisch Gladbach sind ein gutes Beispiel für
diesen Weg der Annäherung. In den frühen
Fünfziger Jahren - also noch vor den Römi-

schen Verträgen - gelang es der Kreisstadt
Bergisch Gladbach, vermittelt durch einen
Professor der Pariser Sorbonne, erste Füh-
lung mit dem westlichen Ausland aufzu-
nehmen. Ab 1950 kam es über das Kreisju-
gendamt zu Kontakten zwischen dem hiesi-
gen Kreisjugendring und dem Youth Service
Officer aus Luton. Dies führte dazu, dass ein
Jahr später Jugendleiter aus Luton an einem
von der Volkshochschule veranstalteten
Kursus teilnahmen.

KEIMZELLE JUGENDAUSTAUSCH

Hieraus entwickelte sich ein regelmäßiger
Jugendaustausch zwischen Bergisch Glad-
bach und Luton. Bereits zu Beginn der Fünf-
ziger Jahre kann man von sichtbaren Erfol-
gen solcher Jugendarbeit sprechen. Parallel
zur Entwicklung europäischer Organisatio-
nen - hier sei nur der „Rat der Gemeinden
Europas“ genannt - fanden diese Unterneh-
mungen mehr und mehr Zuspruch.
Nach wiederholten Besuchen der Jugend-

leiter kam im April 1954 Bürgermeister
Janes aus Luton zu einem ersten Gedanken-
austausch nach Bergisch Gladbach. Ihm
folgte im Juni 1955 Alderman Lawrence.Von
da an drängten die Ereignisse erkennbar auf
eine Städtefreundschaft hin. Der damalige
Bergisch Gladbacher Stadtdirektor Dr. Peter
Kentenich vereinigte durch sein Amt und
die Geschäftsführung der örtlichen
„Europa-Union“ alle Möglichkeiten in einer
Hand und verstand es, das Verständnis die-
ses Anliegens in Politik und Verwaltung zu
wecken.
Im Juni 1955 entschloss sich der Rat der
Stadt Bergisch Gladbach zu einer Studien-
fahrt in die Niederlande, um Kontakt zur
Velser Jeugdt Centrale aufzunehmen.Nach-
dem im April 1956 der Präsident von „The
Luton Band“ in der Kreisstadt gewesen war,
besuchte Dr. Kentenich mit Vollmacht des
Rates nacheinander Velsen und Bourgoin,
um Verhandlungen im Sinne einer Städte-
partnerschaft zu führen.

ERKLÄRUNG ZUR PARTNERSCHAFT

Am 14. Juli 1956 war es dann so weit. Auf der
Treppe des Rathauses in Bergisch Gladbach
unterzeichneten die Bürgermeister von Lu-
ton, Velsen, Bourgoin (heute Bourgoin-Jal-
lieu) und Bergisch Gladbach eine Erklärung
zur Partnerschaft,die bis heute Bestand hat.
Die Städte verpflichteten sich, „Verbindun-
gen aufzunehmen, den Austausch der Ver-
treter der Jugend, der Schulen, von kulturel-
len und sonstigen Vereinigungen zu unter-
stützen und durch eine gegenseitige Ver-

M. H. Chapelet, Stadtverordneter der � 
Stadt Bourgoin, unterzeichnete am 14. Juli 1956

vor dem Rathaus der Stadt Bergisch Gladbach die
Partnerschaftsurkunde

Als Bausteine zu einem geeinten Europa hat man in Bergisch 
Gladbach die Städtepartnerschaften verstanden, deren erste 
1956 geschlossen wurde

Jugendliche gingen 
Erwachsenen voran

DIE AUTORIN
Iris Gehrke ist Leiterin 
Presse und Öffentlichkeits-
arbeit/Stadtmarketing der
Stadt Bergisch Gladbach 
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ständigung den Europa-Gedanken zu för-
dern“. Ausdrücklich sah man die Städte-
partnerschaft als Beitrag,„auf diesem Wege
zur Völkerverständigung und zum Frieden
in der Welt beizutragen“.
Der tief empfundene Wunsch nach Frieden
und Verständigung, der in dem Dokument
zum Ausdruck kommt, ist nicht nur „Papier“
geblieben. Im Laufe der Jahre haben unzäh-
lige Aktivitäten und wechselseitige Besu-
che viele tausend Menschen zusammenge-
führt, die vielfach sogar Freundschaft ge-
schlossen haben. Beispielhaft sind die zahl-
reichen Jugendbegegnungen, Schüleraus-
tausche, Konzertaufführungen, Kunstaus-
stellungen, Sportlertreffen und nicht zu-
letzt die Begegnungen zwischen karitativen
Verbänden sowie Treffen auf politischer
Ebene.
Im ersten Jahrzehnt waren die Kontakte,die
Bergisch Gladbach mit den drei Partner-
städten pflegte, geprägt von den noch per-
sönlich erlebten Schrecken des Zweiten
Weltkriegs und des nationalsozialistischen
Terrors. Letztlich waren jedoch die Auf-
bruchsstimmung der Jugend und der

Wunsch, Gräben zuzuschütten,
stärker als Vorurteile und histori-
sche Ressentiments. Zum Aus-
druck kommt dieser tief empfun-
dene Versöhnungswille auch da-
rin, dass die vier verschwisterten
Städte im Jahr 1966 ihr Partner-
schaftsversprechen feierlich er-
neuerten.

WEITERE VERBINDUNGEN

Bei dieser Vierer-Städtepartner-
schaft ist es in Bergisch Gladbach
nicht geblieben. Weitere Verbin-
dungen kamen hinzu. Zu nennen
sind vor allem die frühen Bemü-
hungen der Stadt Bensberg, die
1960 in der Unterzeichnung eines
Partnerschaftsvertrages mit der
französischen Stadt Joinville-le-
Pont mündeten. Positiver Schnee-
balleffekt: Zu diesem Zeitpunkt

pflegte Joinville-le-Pont bereits freund-
schaftliche Kontakte zum englischen Eg-
ham (heute: Runnymede).
Was lag näher, als auch diese ausgestreckte
Hand anzunehmen? Im Mai 1965 besiegelten
Egham und Bensberg ihre Partnerschaft, so-
dass ein freundschaftliches Dreiecksverhält-
nis Bensberg-Egham-Joinville-le-Pont ent-
standen war.Nach der kommunalen Neuglie-
derung 1975 beschloss der Rat der neuen
Stadt Bergisch Gladbach, die fünf bestehen-
den Städtepartnerschaften weiter zu pflegen.
Mit dem Fall des Eisernen Vorhangs seit den
1980er-Jahren und der EU-Osterweiterung
rückten dann Städte in Osteuropa in den

Blick städtepartnerschaftlicher Aktivitäten.
Auch hier erkannte Bergisch Gladbach früh-
zeitig die Zeichen der Zeit und bemühte sich
noch vor dem Zusammenbruch des damali-
gen „Ostblocks“ um Verbindungen im ost-
europäischen Ausland.

KONTAKT NACH OSTEN

Das positive Ergebnis dieser Bemühungen:
Am 3. August 1989 nahm man partner-
schaftliche Kontakte zur litauischen Stadt
Marijampole auf. Hinzu kam 1991 eine Städ-
tefreundschaft mit der zypriotischen Stadt
Limassol. Letzter Baustein ist die am 24.
April 1993 mit der polnischen Stadt Pszczy-
na geschlossene Städtepartnerschaft.
Diese Städtepartnerschaften waren in den
vergangenen Jahren und Jahrzehnten ein
lebendiger Teil der Stadtgeschichte. Aller-
dings unterliegen auch diese Beziehungen
dem Wandel. Es ist nicht zu übersehen, dass
Städtepartnerschaften es heute schwerer
haben als früher. Beeinflusst durch Globali-
sierung, grenzenlosen Reiseverkehr und die
Tatsache, dass Frieden und Verständigung
in Europa mittlerweile als selbstverständ-
lich erlebt werden, haben die Städtepart-
nerschaften heute einen anderen Stellen-
wert. Auch finanzielle Sorgen zwangen die
Partnerstädte, bei der Pflege ihrer Städte-
partnerschaften kürzer zu treten.
In der Veränderung liegen aber auch Chan-
cen. Immer wichtiger wird zum Beispiel die
Rolle bürgerschaftlichen Engagements in Er-
gänzung zu den offiziell gepflegten Kontak-
ten. Mit der Unterstützung zahlreicher Ver-
eine,Verbände, Schulen, Kirchen und sonsti-
ger Einrichtungen - und auch durch das Wir-
ken vieler Einzelpersonen - können die Städ-
tefreundschaften auch künftig ein Erfolgs-
modell sein. Gerade in der heutigen Zeit ist
der Blick über die Grenzen und der interkul-
turelle Austausch wichtiger denn je. ●

� Anlässlich des zehnten Jahrestages
wurde am 14. Juli 1966 die Städte-
freundschaft zwischen Bourgoin,
Luton, Velsen und Bergisch Gladbach 
bekräftigt

� Schon früh besuchte die Fußballgruppe der
KAB St. Marien Gronau ihre Fußballfreunde im
niederländischen Velsen
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Dr. Ralf Niermann (SPD) ist neu-
er Landrat des Kreises Minden-
Lübbecke. Der 43-Jährige hat
Staats- und Rechtswissenschaften
in Freiburg und Münster studiert
und ist seit 1992 promovierter Voll-
jurist. Nach einer Tätigkeit als
Rechtsanwalt wurde er 1995 Refe-
rent der SPD-Landtagsfraktion in
Brandenburg und später persönli-
cher Referent des damaligen bran-
denburgischen Innenministers Al-

win Ziel. Von 1996 bis 2007 war
Niermann in der Staatskanzlei des
Landes Brandenburg tätig, zuletzt
als Regierungsdirektor im Bereich
der politischen Koordinierung mit
Schwerpunkt Kommunalpolitik.
Nebenberuflich arbeitete er als Do-
zent für Kommunalrecht und Kom-
munalfinanzen. Sein Vater Dr. Er-
win Niermann war von 1972 bis
1991 Stadtdirektor in Minden ge-
wesen.FO
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integriert, sodass der Stadtteil Hörde nach-
haltig aufgewertet wird.
Aber auch kleinere Projekte wie etwa lokale
Existenzgründerwettbewerbe wurden aus
EFRE-Mitteln unterstützt. Viele wichtige
NRW-Arbeitsmarktprojekte gehen auf den
ESF zurück. Im Bergischen Städtedreieck
qualifizieren sich beispielsweise zehn ange-
lernte Schichtarbeiterinnen zur Facharbei-
terin. Damit haben sie die Gelegenheit,
nach vielen Jahren Berufstätigkeit einen re-
gulären Berufsabschluss nachzuholen.
Insgesamt 18 Monate dauert die berufsbe-
gleitende Maßnahme des Berufsbildungs-
zentrums der Industrie in Remscheid, die
mit einer Prüfung vor der Industrie- und
Handelskammer abschließt. Das Projekt
wird im Rahmen der Initiative „Regionen
Stärken Frauen“ aus Mitteln des Landes und
des ESF gefördert.

NEUE FELDER FÜR STRUKTURFONDS

In der Förderperiode 2007-2013 sind die
Strukturfonds mit 308 Milliarden Euro aus-
gestattet und sollen Wachstum sowie Be-
schäftigung in allen Regionen Europas vo-
ranbringen. Etwa 23 Milliarden Euro sind

aus EFRE und ESF für
Deutschland vorgese-
hen, wovon ungefähr
zwei Milliarden Euro
für Nordrhein-West-
falen reserviert sind.
Diese Mittel fließen

aus dem EU-Haushalt in Förderprogramme
des Landes, so genannte Operationelle Pro-
gramme, die in gleicher Höhe aus Landes-
mitteln und anderen Quellen kofinanziert
werden.Nordrhein-Westfalen legt verschie-
dene eigene Operationelle Programme auf
(siehe Tabelle S. 14).
Das Ziel2-Programm EFRE konzentriert
sich auf drei Förderschwerpunkte:Stärkung
der unternehmerischen Basis, Innovation
und wissensbasierte Gesellschaft sowie
Stadt- und Regionalentwicklung. Im ersten
Schwerpunkt finden sich Finanzierungs-
und Beratungshilfen für kleine und mittle-
re Unternehmen und Existenzgründer.
Dazu gehören verschiedene Kredit-, Garan-
tie- und Beteiligungsprogramme der NRW.
BANK,aber auch das „Go!“-Gründungsnetz-
werk NRW und die STARTERCENTER. Im
zweiten Schwerpunkt werden innovative

� Gelungene Aufwertung des Stadtbildes:
Mithilfe von EU-Fördermitteln wurde in 
Hagen-Altenhagen eine Brücke illuminiert

Auch nach sieben Jahren EU-Strukturförderung kann 
Nordrhein-Westfalen - trotz der gestiegenen Zahl von 
EU-Mitgliedern - bis 2013 mit zwei Milliarden Euro rechnen

Neue Impulse durch
Geld aus Brüssel 

gleichszahlungen direkt an die Landwirte
gingen, bleiben mehr als zwei Milliarden
Euro, welche die Euro-
päische Union zwi-
schen 2000 und 2006
aus dem Europäischen
Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE)
und dem Europäi-
schen Sozialfonds (ESF) für Strukturförde-
rung und Beschäftigung in Nordrhein-
Westfalen bereitgestellt hat.

STAHLWERK ZU GEWERBEPARK

Zu den bedeutenden Großinvestitionen aus
EFRE-Mitteln gehört sicherlich die Standort-
entwicklung am ehemaligen Stahlwerk
Phoenix in Dortmund. Auf dem mehr als
200 Hektar großen Gelände südlich der In-
nenstadt entstanden ein Technologiepark
und ein Dienstleistungszentrum für junge
Unternehmen mit Schwerpunkt Mikrotech-
nologie, mehrere Kultur- und Freizeitein-
richtungen sowie Wohnanlagen mit direk-
ter Anbindung an Geschäfte, Kindergärten
und Schulen. Außerdem wurde die Gewäs-
serlandschaft am Phoenix-Gelände renatu-
riert und in den Emscher Landschaftspark

50 Jahre Römische Verträge - das heißt
nicht nur 50 Jahre europäische Integra-

tion von der Europäischen Wirtschaftge-
meinschaft hin zur Europäischen Union,
sondern auch 50 Jahre EU-Förderung. Seit
1957 garantiert die gemeinsame Agrarpoli-
tik den europäischen Landwirten ihre Ein-
künfte unabhängig von den Weltmarktprei-
sen. Spätestens seit Mitte der 1980er-Jahre,
als die Vollendung des Binnenmarkts erklär-
tes Ziel der europäischen Integrationsbe-
mühungen war, gibt es darüber hinaus mit
der europäischen Regionalpolitik ein um-
fangreiches Strukturfördersystem.
Der wirtschaftliche und soziale Zusammen-
halt in der EU wird seitdem mit massivem
Finanzeinsatz gefördert und ist nach der
Agrarförderung der zweitgrößte Posten im
EU-Haushalt. Davon profitiert auch Nord-
rhein-Westfalen. „Die Verteilung der EU-
Fördermittel in der Förderperiode 2000 bis
2006 hat sich für Nordrhein-Westfalen po-
sitiv ausgewirkt“, erklärte Michael Breuer,
NRW-Minister für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten, im März dieses Jahres.
„Rund 5,117 Milliarden Euro Fördermittel hat
das Land erhalten.“ 
Zieht man die knapp drei Milliarden Euro
aus der Agrarförderung ab, die als Aus-

DIE AUTORIN
Susanne Knäpper ist
Förderberaterin im 
Beratungscenter Ausland
der NRW.BANK
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Projekte sowie die Zusammenarbeit von
Unternehmen und Forschungseinrichtun-
gen unterstützt.Diese Fördermöglichkeiten
stehen allen Einrichtungen in Nordrhein-
Westfalen offen, unabhängig von ihrem
Standort.
Die Gebietskulisse des vorherigen Ziel2-Pro-
gramms (2000-2006) wird weitestgehend
aufgehoben. Im Bereich der Stadt- und Re-
gionalentwicklung gelten allerdings wei-
terhin räumliche Kriterien.Hier konzentriert
sich die Förderung auf die Regionen mit
dem größten Entwicklungsbedarf: das
Ruhrgebiet, die bergischen Städte Wupper-
tal, Solingen und Remscheid sowie Stadt-
teile, welche die Förderkriterien des Pro-
gramms „Soziale Stadt“ erfüllen. Abgese-
hen von den Finanzprodukten wird der
Großteil der Fördermittel im Wettbewerbs-
verfahren vergeben. Die Landesregierung
veröffentlicht dabei Ausschreibungen für
Projektvorschläge,über deren Förderung ei-
ne unabhängige Jury anhand festgelegter
Kriterien entscheidet.

BILDUNG UND BESCHÄFTIGUNG

Aus dem Europäischen Sozialfonds werden
weiterhin Maßnahmen rund um Bildung und
Beschäftigung gefördert. Für besondere Ziel-
gruppen wie arbeitslose Jugendliche, ältere
Arbeitslose, Frauen oder Migranten werden
im „Ziel2-Programm ESF“ Berufsqualifizie-
rung und andere Unterstützungsdienste an-
geboten. Auch betriebsinterne Prozessum-
stellungen und Weiterbildungsmaßnahmen
für Beschäftigte können gefördert werden.

Die „Europäische territoriale Zusammen-
arbeit“, die aus dem INTERREG-Programm
hervorgegangen ist, wird durch ein För-
derprogramm für den deutsch-niederlän-
dischen Grenzraum und eines für die Eu-
regio Maas-Rhein im Länderdreieck
Deutschland-Niederlande-Belgien umge-
setzt. Darüber hinaus können sich Projekt-
träger aus Nordrhein-Westfalen weiterhin
an der transnationalen Zusammenarbeit
in Nordwesteuropa (INTERREG IV B) und
der interregionalen Zusammenarbeit in

der gesamten EU (IN-
TERREG IV C) beteili-
gen.
Ergänzt werden die
Struktur fondspro-
gramme durch das
„ N R W - P r o g r a m m
Ländlicher Raum“,
das aus dem Europäi-
schen Fonds für die

Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)
kofinanziert wird. Neben Unterstützungs-
maßnahmen für Land- und Forstwirte
sind hier auch Projekte zur Dorferneue-
rung und Tourismusförderung vorgese-
hen.

CHANCEN AUS AKTIONSPROGRAMMEN

Projektmittel, die aus den zahlreichen Ak-
tionsprogrammen der Europäischen Uni-
on an Einrichtungen in Nordrhein-Westfa-
len fließen, sind bei den bisher genannten
Förderzahlen noch nicht mitgerechnet.
Spätestens seit dem Maastrichter Vertrag
von 1992 gibt es themenspezifische För-
derprogramme in allen Arbeitsfeldern der
Europäischen Union. Im Unterschied zur
Strukturfondsförderung entwickelt und
verwaltet die Europäische Kommission
diese Programme überwiegend selbst. För-
dermittel können je nach Programm ent-
weder direkt in Brüssel oder dezentral bei
„Nationalen Agenturen“ in den Mitglied-
staaten beantragt werden.
Gefördert werden meist der europaweite
Erfahrungsaustausch und Know-how-
Transfer sowie die gemeinsame Entwick-
lung neuer Konzepte in den verschiedenen

� Im Rahmen eines 
EU-geförderten Projektes
trafen sich zehn 
Jugendliche aus Hamm
mit Altersgenossen in 
Sevilla 

Beschäftigung, grenzüberschreitende � 
Zusammenarbeit und ländlicher 

Raum sind Schwerpunkte der 
EU-Strukturfondsprogramme in NRW
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EU-Strukturfondsprogramme in NRW

Programm Thema EU-Mittel
(Mio. Euro)

Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“

NRW Ziel 2-Programm Wirtschaftsförderung, 1.270
EFRE Regional- und Stadtentwicklung

NRW Ziel 2-Programm ESF Bildung und Beschäftigung 680

Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit“

Grenzüberschreitende Grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit Zusammenarbeit in den  
Deutschland-Niederlande Bereichen Wirtschaft, 47

Technologie, Innovation, (für NRW)
Grenzüberschreitende Wissen, nachhaltige Entwicklung,
Zusammenarbeit Euregio Energie, Verkehr, Soziales, Bildung,
Maas-Rhein Kultur, innere Sicherheit

Transnationale Pilotprojekte und Kooperation von 334
Zusammenarbeit (INTERREG Städten und Regionen aus Nordwesteuropa (für das ganze 
IV B) Nordwesteuropa im Bereich der Raumentwicklung Programmgebiet)

Interregionale Zusammenarbeit Erfahrungsaustausch und Vernetzung von 442
(INTERREG IV C) Städten und Regionen aus der ganzen EU (für die ganze EU)

Entwicklung des ländlichen Raums

NRW-Programm Ländlicher Land- und Forstwirtschaft, 292Raum (ELER) Tourismusförderung im ländlichen Raum
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Arbeitsfeldern. Aber auch lokale Investitio-
nen mit beispielhaftem Charakter können
in manchen Programmen als Pilotprojekte
finanziert werden. Ob mit ERASMUS oder
LEONARDO DA VINCI, ARIANE oder RAPHA-
EL, DAPHNE oder ODYSSEUS - ganze Gene-
rationen von Projekten sind in den Berei-
chen Bildung, Kultur, Soziales sowie Um-
welt- und Naturschutz aus EU-Mitteln ge-
fördert worden - auch in Nordrhein-West-
falen.
Zur Renaturierung der Lippeauen zwischen
Hammer Osten,Dolberg und Vellinghausen
erhalten beispielsweise die Stadt Hamm,
der Lippeverband, der Kreis Warendorf und
die Arbeitsgemeinschaft Biologischer Um-
weltschutz im Kreis Soest e.V. zwischen
2005 und 2010 etwa 5,5 Millionen Euro aus
dem EU-Umweltprogramm LIFE.Damit stel-
len sie das Ökosystem der Flusslandschaft
wieder her und öffnen die Lippeauen für Er-
holung Suchende mittels Fuß-, Rad- und
Reitwegen.
Das Zentrum für Gartenkunst und Land-
schaftskultur der Stiftung Schloss Dyck in
Jüchen am Niederrhein leitet das INTER-
REG III B-Projekt „Europäisches Garten-
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Zu Beginn der neuen Förderperiode 2007-
2013 hat die NRW-Landesregierung eine
Schriftenreihe zur EU-Förderung aufgelegt.
Das Beratungscenter Ausland der
NRW.BANK erstellte dabei den ersten Band
„EU-Programme für Kommunen“. Die Bro-
schüre widmet sich den Aktionsprogram-
men der Europäischen Union, die für Kom-
munen und kommunale Einrichtungen von
besonderem Interesse sind. Sie ist kostenfrei
zu bestellen unter der E-Mail-Adresse 
beratungscenter_ausland@nrwbank.de .

� Die Europäische
Kommission hat
zahlreiche 
Aktionsprogramme 
ins Leben gerufen,
an denen auch 
Kommunen teilhaben
können

netzwerk“ (EGHN) zum Erhalt von Parks
und Gärten. Es bringt Regionen, Kommu-
nen, Stiftungen und Tourismusagenturen
aus Deutschland, England, Frankreich, den
Niederlanden und Belgien zusammen. Be-
teiligt sind auch zwei NRW-Ministerien
sowie die Landschaftsverbände Rheinland
und Westfalen-Lippe. Zu den Projektkos-
ten von 3,1 Millionen Euro steuert die Eu-
ropäische Union etwa 1,5 Millionen Euro
bei.

EUROPÄISCHER MEHRWERT ZÄHLT

Dabei zählt nicht nur das Geld, das in Zei-
ten knapper Kassen so dringend benötigt
wird. Denn EU-Aktionsprogramme sind
nicht dazu geeignet, Lücken in öffentli-
chen Haushalten zu stopfen. Im Gegen-
teil: Fördermittel dürfen nicht für kommu-
nale Pflichtaufgaben verwendet werden,
sondern nur für außerordentliche Projek-
te mit eindeutigem europäischen Mehr-
wert und innovativem Charakter. Viele
Projektträger werten die neuen Impulse
und internationalen Erfahrungen aus ei-
nem EU-Projekt und die Erweiterung des

Horizonts für ihre
eigene Arbeit als
Bereicherung.
Innovative Ideen las-
sen sich oft am bes-
ten abseits der Ta-
gesarbeit in EU-Pro-
jekten erproben. So
haben sich zum Bei-
spiel die nordrhein-
westfälischen Städ-
te Hagen und Lever-
kusen mit Kaisers-
lautern,Bristol,Leeds
und Southampton
(Großbritannien),
Brügge (Belgien) und
mit der Erasmus
Universität Rotter-
dam (Niederlande)
in dem EU-Projekt
„Cities Regain Iden-
tity and Image“ (CRII)

zusammengeschlossen. Gemeinsam wol-
len sie Antworten auf negative Entwick-
lungstrends und schlechtes Image ihrer
Städte finden, voneinander lernen und ih-
ren Erfahrungsschatz anderen europäi-
schen Städten zur Verfügung stellen, die
ähnliche Probleme haben.
Auch beispielhafte investive Maßnahmen
zur Aufwertung der Stadt können aus dem
Projektbudget bezuschusst werden. Lever-
kusen hat vor diesem Hintergrund den
Ausbau grüner Laufwege entlang seiner
Flüsse in Angriff genommen und damit
sein Image als Sport- und Gesundheits-
stadt untermauert. In Hagen-Altenhagen
wurde unter anderem eine Brücke illumi-
niert. Die Erfahrungen in CRII zeigen, dass
gerade kleinteilige bürgergetragene Aktio-
nen maßgeblich zur Stabilisierung von
Stadtteilen beitragen und den sozialen Zu-
sammenhalt wie die lokale Identität stär-
ken.

� Der Park von Schloss Dyck gehört zum
„Europäischen Gartennetzwerk“, das sich für 
den Erhalt von Gärten und Parks in mehreren 
EU-Ländern einsetzt

EU-Aktionsprogramme für Kommunen (Auswahl)

Programm Thema Budget 
(Mio. Euro)

Europa für Bürgerbegegnungen und Konferenzen im 
Bürgerinnen Rahmen von Städtepartnerschaften, 215
und Bürger Bürgerinitiativen

Jugend in Aktion Jugendbegegnungen, Jugendinitiativen, 885
Jugendarbeit

Lebenslanges Zusammenarbeit und Austausch zwischen 
Lernen allgemeinbildenden Schulen, Berufsschulen, 6.970

Hochschulen und in der Erwachsenenbildung

Kultur Europäische Zusammenarbeit zwischen 400
Kulturschaffenden und Kultureinrichtungen

LIFE+ Natur- und Umweltschutz 2.143

Intelligente Know-how-Transfer, Konzeptentwicklung und 
Energie - Europa Beratung zum Energiesparen und zum Einsatz 727

erneuerbarer Energien

Unterstützung Digitalisierung von Datenbeständen und 
der IKT-Politik Einführung von Internetdiensten im 728

öffentlichen Interesse 

Grundrechte Bekämpfung von Rassismus,Antisemitismus,
und Justiz Fremdenfeindlichkeiten, Gewalt und 543

Drogenmissbrauch

Solidarität und 
Steuerung der Flüchtlingshilfe und Integration von Migranten 3.950
Migrationsströme
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Von November 2004 bis Juni 2007 leitete
die Stadt Hagen dieses transnationale Pro-
jekt aus dem Programm INTERREG III B -
Nordwesteuropa. Rund 4,5 Millionen Euro
umfasst das Projektbudget, wovon 48 Pro-
zent aus EU-Mitteln kommen. Und in der
neuen Förderperiode geht es weiter. Fünf
Projektpartner haben sich entschlossen,die
Zusammenarbeit fortzusetzen und berei-
ten nun ein Folgeprojekt zu den Chancen
des demografischen Wandels im Nachfol-
geprogramm INTERREG IV B - Nordwesteu-
ropa vor.

KLEINE PROJEKTE FÖRDERWÜRDIG

Neben diesen eher groß angelegten Netz-
werkprojekten bieten EU-Aktionsprogram-
me auch Fördermöglichkeiten für kleine
Projekte. In der euregio rhein-maas-nord
beispielsweise wird der sportliche und kul-
turelle Austausch zwischen Radsportlern
des südostholländischen und des nord-
rhein-westfälischen Radsportverbandes ge-
fördert. Projektträger ist das Sportforum
Kaarst-Büttgen e.V. Gemeinsame Wett-
kämpfe und Veranstaltungen werden über
15 Monate mit etwa 17.000 Euro aus EU-Mit-
teln bezuschusst.
Auch Jugendaustausch oder Auslandsprak-
tika für Jugendliche sind ergiebige Felder
für kommunale EU-Projekte. Begegnungen
zwischen Jugendlichen mit und ohne Be-
hinderungen aus Hamm und aus Bradford
(Großbritannien) werden zum Beispiel aus
dem Programm „Jugend in Aktion“ geför-
dert. Dabei geht es um das Thema „Zusam-
menleben ohne Grenzen“. Im April 2007 be-
suchten darüber hinaus zehn Jugendliche
aus Hamm zehn Jugendliche aus Sevilla
(Spanien), um die Schulsysteme, Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarktstrukturen der
beiden Länder zu vergleichen und sich auf
den Übergang von der Schule in das Berufs-
leben vorzubereiten.
Jugendliche aus dem Rhein-Kreis Neuss ge-
hen jeweils für ein dreiwöchiges Praktikum
in einen Betrieb ihrer Wahl im Kreis Miko-
lów (Polen) oder im Kreis Grândola (Portu-
gal) und können dadurch berufliche Erfah-
rungen im Ausland sammeln. Der Aufent-
halt wird aus dem EU-Programm LEONAR-
DO DA VINCI, das jetzt Teil des Programms
„Lebenslanges Lernen“ ist, unterstützt.
Auch in der Förderperiode 2007-2013 gibt es
solche Förderprogramme, die von Kommu-
nen für internationale Projekte mit europä-
ischem Bezug genutzt werden können (sie-
he Tabelle S.15). ●

Lippstadt ist nachweislich Mitglied der
mittelalterlichen Hanse gewesen und

konnte sich deshalb erfolgreich um die Auf-
nahme in die „Neue Hanse“ bewerben. Der
Hansebund der Neuzeit, 1980 in der nieder-
ländischen Stadt Zwolle gegründet, ist heu-
te mit 166 Städten in 15 europäischen Län-
dern das weltweit größte Städtenetzwerk.
Der „Internationale Hansetag“ ist dabei das
große Fest der europäischen Hanse-Familie.
Einen Internationalen Hansetag hat man
nicht alle Tage. Im Falle Lippstadts liegt die
Bewerbung elf Jahre zurück. Die Vorberei-
tung dauerte vier Jahre, die Veranstaltung
selbst dann vier Tage. Was hat eine Stadt

davon - außer Aufwand, Kosten, Schulden?
Wenn die Lippstädter nach Abschluss des
27. Internationalen Hansetages ein positi-
ves Fazit ziehen, dann nicht, weil solch ein
Riesenereignis zwingend erfolgreich zu sein
hatte. Das geht schon deswegen nicht, weil
als „limitierender Faktor“ immer das Wetter
auftritt.Zeitweise war das auch in Lippstadt
so.
Der Titel der Veranstaltung - „27. Internatio-
naler Hansetag“ klingt eher spröde und ver-
mittelt Assoziationen von Rückwärtsge-
wandheit, Folklore, kopflastigem Kulture-
vent. Dabei stehen bürgerschaftliches En-
gagement, globale Vernetzung, Europäisie-
rung und zwischenmenschliche Begegnung
- ja sogar Party - im Mittelpunkt. Und Lipp-
stadt - im Herzen Westfalens gelegen -
konnte genau dies Mitte Mai 2007 auch 
zeigen.

EHRENAMTLER GEFORDERT

Einen Internationalen Hansetag zu organi-
sieren, funktioniert nur mit tatkräftiger Un-
terstützung vieler ehrenamtlicher Helfer,
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Als Gastgeberin des 27. Internationalen Hansetages Mitte Mai 2007
hat die Stadt Lippstadt eine spätmittelalterliche Europa-Idee in die
moderne Zeit transportiert

Geist der Hanse noch
heute lebendig 

DIE AUTOREN
Christof Sommer ist
Bürgermeister der Stadt
Lippstadt

Carmen Harms ist
Geschäftsführerin der 
Kultur und Werbung 
Lippstadt GmbH
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großem bürgerschaftlichem Engagement
und vor allem vielen Gästen.Diese lassen ei-
ne solche Veranstaltung erst zu dem wer-
den, was sie sein soll: ein unvergessliches
Erlebnis. Kurzum - es ist ein Gemeinschafts-
projekt, bei dem Menschen aus Nah und
Fern an einem Strang ziehen.
So wird bei der Organisation eines Hanseta-
ges wieder das deutlich, was Sinn und
Zweck der Hanse ausmacht: die Gemein-
schaft. Damals, zwischen dem 12. und 17.
Jahrhundert, war es die Vereinigung von
Städten, die sich und ihren Kaufleuten ge-
genseitig die Sicherheit der Überfahrt und
die Vertretung wirtschaftlicher Interessen -
besonders im Ausland - gewährleistete.
Der grenzüberschreitende Handel muss
zwangsläufig als Vorläufer der Europäi-
schen Union betrachtet werden. Heute bil-
den die Hansestädte immer noch ein star-
kes Netzwerk. Eines, das beim Internationa-
len Hansetag - wie im Mai 2007 in Lippstadt
- immer neu gefeiert wird.
Dank des internationalen Netzwerks war
es Lippstadt - obwohl mit 70.000 Einwoh-
nern bei weitem keine Großstadt - mit Hil-
fe der vielen freiwilligen Helfer und der
mehr als 800 Delegierten aus 118 Hanse-
städten in 15 Nationen durchaus möglich,
ein Großereignis dieses Zuschnitts auf die
Beine zu stellen. Und selbst der ökumeni-
sche Gottesdienst in der Lippstädter Mari-
enkirche wurde mit Geistlichen aus Lipp-
stadt und von außerhalb gestaltet, darun-
ter Bischof Lennart Koskinen aus dem Bis-
tum Visby/Gotland,Weihbischof Karl Heinz
Wiesemann aus dem Bistum Paderborn

und der 1. Vizepräsidentin der Hanse, Inger
Harlevi.
In aller Bescheidenheit kann der 27. Interna-
tionale Hansetag als Großereignis betrach-
tet werden,bei dem mit mehreren hundert-
tausend Besuchern eine der größten Partys
in NRW gefeiert wurde. Mit dabei waren
Künstler wie Cosmo Klein, Ron Williams
oder Claudia Jung. Die vier Tage boten
„mehr als alles“: Open-Air-Popkonzerte, je-
de Menge Bühnenaufführungen, Chormu-
sik und Late-Night-Kirchenkonzerte, Kunst-
ausstellungen und -projekte sowie Aktio-
nen des Handels wie Moonlight-Shopping
und verkaufsoffener Sonntag.

PROMIS AUF WIRTSCHAFTSFORUM

Erstmals fand auch ein Hanse-Wirtschafts-
forum mit politischem Schwergewicht
statt. EU-Kommissions-Vize-
präsident Günther Verheu-
gen und NRW-Innovations-
minister Prof. Dr. Andreas
Pinkwart traten dort auf. OBI-
Gründer Manfred Maus
sprach über Kundenbindung
und Dr. Jürgen Behrend, Chef
der HELLA KGaA Hueck & Co.,
einem der größten Autozulie-
ferer weltweit mit Zentrale in
Lippstadt, schilderte ganz praxisnah die Be-
deutung internationaler Wirtschafts-Netz-
werke aus Sicht des eigenen Betriebes. Die
Vertreter der teilnehmenden Hansestädte
hörten solche Botschaften gerne.
Eine Großveranstaltung wie den Internatio-
nalen Hansetag auf die Beine zu stellen
stärkt auch das Wir-Gefühl der Bürgerinnen
und Bürger sowie das Selbstbewusstsein ei-
ner Stadt. So war bei zahlreichen Aktionen
das Mitwirken aller Lippstädter Bürger er-

forderlich. Vereine und
Privatpersonen bauten
Stühle für jede Hanse-
stadt, um den Gästen
symbolisch einen Platz
anbieten zu können.
Lippstädter lachten
für eine Fotowand in
die Kamera, um die
Gäste bei der Eröff-
nungsveranstaltung
mit ihrem gewin-

� Hunderttausende Besucherinnen und 
Besucher aus 15 Ländern kamen im Mai 2007
zum 27. Internationalen Hansetag in die Stadt
Lippstadt

� Die Stadt Lippstadt
war selbst mit einer 
großen Delegation beim
Hansetag vertreten

nendsten Lächeln zu begrüßen, „Herbergs-
eltern“ stellten für auswärtige Gäste Bet-
ten zur Verfügung. Nicht zu vergessen sind
die Lippstädter Bürger, die den Besucher-
gruppen als persönlicher Begleiter und An-
sprechpartner zur Seite standen.

THEMENTAG „JUGEND UND ARBEIT“

Die junge Generation war besonders stark ge-
fragt. Eigens für den 27. Internationalen Han-
setag gestalteten Jugendliche für Jugendli-
che das youthHansa (yH)-Programm.Die ver-
antwortliche Jugendgruppe organisierte da-
bei die Delegiertenversammlung der youth-
Hansa sowie einen Thementag zu „(un)em-
ployed youth“. Mit einer Video-DVD hatten
die jungen Leute im Vorfeld alle Bürgermeis-
ter der Hansestädte in Deutsch,Englisch,Rus-
sisch und Polnisch angesprochen und zur Ent-

sendung von Jugenddele-
gierten aufgefordert.
Doch nicht nur Vereine und
Privatpersonen machten
sich im Vorfeld Gedanken,
wie sie den Hansetag in ih-
rer Stadt Lippstadt berei-
chern und zum Erfolg füh-
ren könnten. Auch die hei-
mische Wirtschaft zog kräf-
tig mit. Bäckereien produ-

zierten Hansebrot nach einem 500 Jahre al-
ten Rezept. Die KWL Kultur und Werbung
Lippstadt GmbH brachte in Zusammenar-
beit mit der Arbeitsgemeinschaft „Histori-
sche Stadtkerne NRW “ und der Stadt Osna-
brück das Unterrichtsheft „Die Hanse -
Kaufleute erobern Europa“ heraus. Und
Lippstädter Unternehmen luden zu Be-
triebsbesichtigungen ein.
Der Serviceclub „Round Table 133“ Lippstadt-
Soest hatte einen mittelalterlichen Ball im
Lippstädter Rathaussaal organisiert.Auf die-
se Weise unterstützte er einen guten Zweck.
Der Reinerlös der Veranstaltung kam dem
Projekt „Round Table Children´s Wish e.V.“
zugute. Diese Organisation versucht, kran-
ken Kindern einen Herzenswunsch zu erfül-
len, der ohne Hilfe unerfüllt bleiben müsste.
Zudem bauten die Werkstätten der „INI
Lippstadt“ die Holzkuben, in denen sich nun
die HANSE Art - Ausstellung im öffentlichen
Raum präsentiert. Unter dem Titel „FRAGILE
- Ein Kunstwerk für Jedermann“ kann HAN-
SE Art mit 14 beteiligten Künstlerinnen und
Künstlern aus sechs Ländern seine Premie-
re in Lippstadt feiern,begleitet von dem frü-
heren documenta-Leiter Dr. Jan Hoet und
dem MARTa Museum Herford.
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PR UNKONVENTIONELL

Für den Hansetag hatte Lippstadt nicht nur
auf 891 Litfass-Säulen in zehn großen Städ-
ten geworben, sondern auf regionaler Ebe-
ne auch eine pfiffige PR-Aktion ins Leben
gerufen. Eine mittelalterlich kostümierte
Gruppe war mit Pferd und Planwagen durch
die Städte und Gemeinden im Umkreis ge-
zogen und hatte den Bürgermeistern per-
sönlich Einladungsschreiben übergeben. Er-
gänzt wurde die Medienarbeit durch regel-
mäßige Newsletter für Multiplikatoren und
Entscheider sowie Pressearbeit, die sich ins-
besondere an die überregionalen Medien
richtete. Die Resonanz von TV, Radio und
Wochenmagazinen war beachtlich.
So hatte der Hansetag in Lippstadt noch gar
nicht begonnen - und brach schon alle Re-
korde. Die Teilnehmerzahl belief sich bereits
im Vorfeld auf 850 Delegierte und Ehren-
gäste. Damit waren Lippstadts Erwartun-
gen - und auch die Zahlen früherer Hanseta-
ge - übertroffen worden. Allein auf dem
Hansemarkt - Herzstück und Hauptattrakti-
on jedes Hansetages - präsentierten sich 99
Städte mit ihren touristischen, kulinari-
schen,handwerklichen und kulturellen Spe-
zialitäten. Das international besetzte Mu-
sik- und Kulturprogramm wurde von 2.000
Mitwirkenden in 90 Gruppen aus 45 Städ-
ten und zehn Ländern gestaltet.Auch im Be-
reich der Jugendhanse stiegen die Beteili-
gungs-Zahlen täglich. Rund 100 Jugend-De-
legierte bedeuteten auch für den Bereich
der youthHansa eine Rekordbeteiligung.
Die Organisatoren des 27. Internationalen
Hansetages in Lippstadt waren mit dem Ge-
lingen der viertätigen Großveranstaltung
mehr als zufrieden. Besonders schön: Zwi-
schen Gastgebern und Gästen wurden zahl-

reiche private Einladungen ausgesprochen.
Und die Organisatoren vom Hansekontor
erreichten viele Danksagungen und Glück-
wünsche - sowohl von den Delegierten aus
den 118 Hansestädten, als auch von den un-
zähligen Besuchern aus Nah und Fern.
Aus Sicht der örtlichen Organisatoren muss
trotz des Erfolges aber eines klar gesagt wer-
den. Das Gelingen des 27. Internationalen
Hansetages lag nicht an Lippstadt allein,son-
dern vor allem am Engagement der Gäste.
Ohne sie und ihre Freude an
der Veranstaltung hätte der
Hansetag nicht funktioniert

PLANUNGSZIELE ERREICHT

Lippstadt hat den Hansetag
sehr genossen. Gerne erinnert
man sich an das bunte Kalei-
doskop von Farben, Tönen und
Düften. Bernd Saxe, Bürger-
meister von Lübeck und Vormann der Hanse,
lobte:„Lippstadt hat sich besonders phanta-
sievoll, kreativ und organisationsstark ge-
zeigt.“ Die Vielfalt der Hanse sei deutlich ge-
worden, ebenso kulturelle Mannigfaltigkeit
und die wirtschaftliche Stärke. Die bereits in
der ersten Planungsphase formulierten Ziele
für Lippstadt konnten somit erreicht werden:

• ein unvergessliches, einzigartiges Festwo-
chenende für internationale,überregiona-
le und regionale Gäste sowie Bürger der
Stadt veranstalten

• Lippstadts Bekanntheitsgrad erhöhen und
somit den Tourismus und die Wirtschaft
fördern

• kulturelle Vielfalt sowie die Offenheit und
Herzlichkeit der Gäste aus den Hansestäd-
ten erleben

• Selbstbewusstsein und „Wir-Gefühl“ der
Lippstädter durch ihre Funktion als Gast-
geber für ein internationales Publikum
stärken

• Chancen und Möglichkeiten des Hanse-
Netzwerks nutzen und kulturelle sowie
wirtschaftliche Beziehungen ausbauen

Durch den 27. Internationalen Hansetag hat
sich Lippstadt aber auch besondere Orte in
völlig neuer Weise für Veranstaltungen er-

schließen können.Dazu ge-
hört der zentrumsnah gele-
gene, von den Wasserläu-
fen der Lippe durchzogene
Stadtpark „Grüner Winkel“,
in dem sowohl der feierli-
che Auftakt als auch ein
umfangreiches Kinder- und
Familienprogramm statt-
gefunden hatten. Ebenso
die Lippstädter Stiftsruine,

eine der schönsten deutschen Kirchenrui-
nen, vor deren prächtiger Kulisse sich ein
praller Mittelalterlicher Markt abgespielt
hatte.

NEUES OPEN-AIR-KONZEPT

Bewährt hat sich auch der neue Standort
der wichtigsten Open-Air-Bühne auf dem
Rathausplatz, der den Blick auf das stadt-
bilddominierende Gebäude frei gehalten
hat. Diese den Lippstädtern und ihren Gäs-
ten durchaus bekannten Räume können
nun auch für andere Veranstaltungen sinn-
voll genutzt werden.
Die Kosten für den Hansetag belaufen sich
auf rund eine halbe Million Euro. Zu dem
städtischen Anteil von 50 Prozent kommen
die durch die Lippstädter Hansegesellschaft
akquirierten Sponsoren- und Spendengel-
der sowie Einnahmen aus Teilnehmerge-
bühren, Verkaufsflächenvermarktung und
Verkauf von Merchandising-Artikeln.
Was den Organisatoren nach den Jahren
intensiver Vorbereitung bleibt, ist neben
Dank und Anerkennung für vier unver-
gessliche Festtage die Wehmut darüber,
dass sie wohl keinen Internationalen Han-
setag mehr in Lippstadt gestalten werden.
Die nachfolgenden Gastgeber stehen bis
zum Jahr 2035 fest. Am Sonntag, 13. Mai,
dem letzten der vier Hansetage in Lipp-
stadt, sind zum Abschluss sogar Tränen ge-
flossen. Die Stimmung in der Bevölkerung
aber bleibt:„Toll, dass wir so etwas Großes
gemeinsam geschafft haben. Wir dürfen
stolz sein.“ ●

� Fähnchen aller 
am Hansetag 
beteiligten Länder
schmückten ein
Holzboot im 
Lippstädter 
Stadtpark „Grüner
Winkel“
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Seit Beginn der 1990er-Jahre weist die
Europaforschung neue Schwerpunkte

auf. Die neuere Forschung beschäftigt sich
weniger mit den Ursachen, sondern viel-
mehr mit den Folgen der Europäischen Inte-
gration. Die Analyse verlagerte sich von der
Innenwelt auf das Umfeld. Allerdings liegt
die Besonderheit der Europäischen Union
(EU) als System gerade auch in der Tatsa-
che, dass sie mehrere Systeme umfasst.
Dieses Phänomen wird in der Politikwissen-
schaft mit dem Begriff „Mehrebenensys-
tem“ beschrieben. Diese Begriffsschöpfung
ist auch Ausdruck für den Wandel in der EU-
Forschung. Während man bislang aus-
schließlich auf die Entwicklungsdynamik
der Europäischen Union als unabhängige
Größe fokussiert war, wird der europäische
Kontext zunehmend als Einflussgröße gese-
hen für Veränderungen politischer Institu-
tionen, Prozesse sowie Inhalte auf und un-
terhalb der europäischen Ebene.
Diese Wandlungs- und Anpassungsprozes-
se werden unter dem Begriff „Europäisie-
rung“ zusammengefasst. Nach der Definiti-
on der Politologin Beate Kohler-Koch ist Eu-
ropäisierung „die Erweiterung des Wahr-
nehmungshorizontes und des politischen
Handlungsraumes um die europäische Di-

mension“.1 Europäisierung beginnt dem-
nach mit der Horizonterweiterung der Ak-
teure über nationale Grenzen hinaus.
In diesem Kontext ist eine klare Trennung
der Begriffe „Europäische Integration“ und
„Europäisierung“ not-
wendig. Die Bezeich-
nung „Europäische In-
tegration“ wird für die
Entstehung, Entwick-
lung und Funktions-
weise des politischen
Systems der EU verwendet. Diese Deutung
ist seit Jahrzehnten auch im Zusammen-
hang mit den großen Integrationstheorien
- Föderalismus, (Neo-)Funktionalismus und
Intergouvernementalismus - immer wieder
bestätigt worden und hat sich fest etabliert.
Der Begriff „Europäisierung“ ist davon ab-
zugrenzen und sollte dem Prozess der EU-
induzierten Veränderungen vorbehalten
bleiben (siehe Schaubild S. 20).

KOMMUNEN MEHRFACH BETROFFEN

Um die Auswirkungen der Europäischen In-
tegration auf die kommunale Ebene beurtei-
len zu können, wird in eine direkte und in ei-
ne strategische Betroffenheit unterschieden.

Die direkte Betroffenheit bezieht sich auf die
Umsetzung des Gemeinschaftsrechts. Hier
sind Kernbereiche der kommunalen Selbst-
verwaltungsrechte wie die Daseinsvorsorge,
die lokale Wirtschaftsförderung und die öf-
fentliche Auftragsvergabe direkt betroffen.
Insbesondere das europäische Wettbewerbs-
und Beihilfenrecht bewirkt eine Veränderung
alter kommunaler Traditionen.
Die Liberalisierungsmaßnahmen bei der
Energieversorgung, im Öffentlichen Perso-
nennahverkehr, im Bankenwesen und im
Wassersektor lösen die in den Kommunen
traditionell bestehenden Dienstleistungs-
monopole immer mehr auf. Die Regelungen
zur Beihilfe unterziehen die kommunale För-
dergeld- oder Auftragsvergabe einer stren-
gen Kontrolle durch die Europäische Kom-
mission und schränken darüber hinaus auch
das Instrumentarium der lokalen Wirt-
schaftsförderung immens ein. Außerdem
setzt die Ausschreibungspflicht für öffentli-
che Aufträge die kommunalen Auftragneh-
mer dem europaweiten Wettbewerb aus.
Die strategische Betroffenheit bezieht sich
auf die Einbeziehung der kommunalen Ebe-
ne in die europäische Strukturpolitik.Die EU-
Kommission hat erkannt,dass sie nur mit den
Kommunen als Partner die Ziele ihrer Struk-
turförderung - Verringerung der Entwick-

lungsunterschiede der
Regionen - verwirkli-
chen kann. Die Beteili-
gung an europäischen
Förderprogrammen
bildet demnach für die
Kommunen ebenso

wie für die EU-Kommission einen wichtigen
Bestandteil der Strukturreform.

ERST SEIT KURZEM EUROPAARBEIT

Festzustellen ist ein Anpassungsdruck auf die
lokalen Gebietskörperschaften in kontinuier-
lich steigender Form seit Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(EGKS) 1952. Folgt man theoretischen Überle-
gungen zu Europäisierungsprozessen,so hät-
te eine Europäisierung kommunaler Struktu-

�  Europa hat längst Einzug gehalten in die 
Rathäuser der Kommunen, die dafür immer 

häufiger Europabüros einrichten oder 
Europabeauftragte benennen

Europa gewinnt nicht nur in nordrhein-westfälischen Großstädten,
sondern auch in kleinen und mittleren Kommunen zunehmend an
Bedeutung

In jedes Rathaus einen
Ausguck nach Brüssel  
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1 Vgl. Kohler-Koch, Beate: Europäisierung: Plädoyer für eine
Horizonterweiterung. In:Knodt,Michèle/Kohler-Koch,Beate
(Hrsg.):Deutschland zwischen Europäisierung und Selbstbe-
hauptung. Frankfurt a. M. 2000. S. 22 f.
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Referentin beim Minister
für Bundes- und Europa-
angelegenheiten in der
Staatskanzlei NRW
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ren längst erfolgen müssen. Von wenigen
Ausnahmen abgesehen begannen die Kom-
munen aber erst mit der Verwirklichung des
europäischen Binnenmarktes, dem Betäti-
gungsfeld Europa nach und nach einen grö-
ßeren Stellenwert beizumessen.
In Nordrhein-Westfalen gab es unterschiedli-
che administrative Anpassungen. Verwal-
tungsinterne Umstrukturierungen sind aller-
dings fast nur in den großen Kommunen und
Kreisen zu beobachten. Erst in jüngster Zeit
schließen sich auch einige kleinere Städte zu-
sammen, um sich gemeinsam in europapoli-
tischen Bereichen zu engagieren.
Da nahezu alle kommunalen Ressorts mehr
oder weniger von Europa betroffen sind,wur-
de es vielfach für sinnvoll erachtet, eine zen-
trale Koordinierungsstelle für EU-Angelegen-
heiten zu schaffen. Von den 23 kreisfreien
Städten in NRW haben inzwischen mehr als

zwei Drittel eine Lösung zur Bündelung ihrer
Europa-Aktivitäten gefunden.

FÖRDERPROGRAMME IM VISIER

Als Grund für die Einrichtung einer zentralen
Europastelle werden meist die bessere Koor-
dination der einzelnen Europa-Aktivitäten der
Stadt sowie die Erschließung von EU-Förder-
möglichkeiten genannt. Außerdem wird die
Notwendigkeit einer zentralen Informations-
stelle für die Verwaltung in Europa-Angele-
genheiten und die Versorgung der Bürgerin-
nen und Bürger mit Information betont.Wei-
terhin werden Argumente wie der zuneh-
mende Einfluss des Gemeinschaftsrechts auf
die kommunale Ebene,ein Best-Practice-Aus-
tausch mit Fachverwaltungen anderer euro-
päischer Städte,die Umsetzung der EU-Regio-
nalpolitik sowie die Vertretung kommunaler
Interessen auf europäischer Ebene angeführt.
Es gibt große Unterschiede in Ausstattung
und verwaltungsinterner Zuordnung der Eu-
ropastellen. Die meisten zentralen Europa-
stellen sind direkt bei der Stadtspitze im un-
mittelbaren Zuständigkeitsbereich des Ober-
bürgermeisters angesiedelt. In NRW gilt dies
beispielsweise für Bonn, Dortmund, Düssel-
dorf,Essen,Hamm,Köln und Solingen.Auffal-
lend ist,dass die Mehrzahl der Städte,welche
erst kürzlich - also nach 2000 - eine Europa-
stelle eingerichtet haben, diese direkt beim
Oberbürgermeister platziert haben.
Die Beschäftigung mit europäischen Themen
hat also nicht nur insgesamt in den großen
Kommunen zugenommen, sondern ist auch
innerhalb der Verwaltungshierarchie nach
oben gewandert. Durch die zentrale Position
innerhalb der Verwaltung ist es den Mitarbei-
tern eher möglich, Ämter übergreifend und
koordinierend zu arbeiten. Für alle Verwal-
tungseinheiten wird die Bedeutung der kom-
munalen Europaarbeit anhand der Einbin-
dung in die interne Organisationsstruktur er-
sichtlich. Außerdem verkürzt die Nähe zur
kommunalen Schaltzentrale Entscheidungs-
wege und eröffnet bessere Handlungsoptio-
nen innerhalb des häufig eng gesteckten Zeit-
rahmens der EU für Förderanträge.

NÄHE ZU WIRTSCHAFTSFRAGEN

Allerdings ist die Ansiedlung im Zuständig-
keitsbereich des Bürgermeisters nicht die ein-
zige Option. In vielen Kommunen wird Euro-

paarbeit traditionell in enger Verbindung mit
der Wirtschaftsförderung gesehen und mit
dieser in einem Amt integriert. Neben diesen
am weitesten verbreiteten Organisations-
mustern werden Europa-Angelegenheiten
auch verknüpft mit Aufgaben des Amtes für
Statistik und Stadtforschung wie in Duisburg,
mit Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr
wie in Wuppertal oder mit dem Fachbereich
Finanzen wie in Münster und Leverkusen.
Bezüglich der Ausstattung der Europastellen
lassen sich kaum Regeln herausfinden.Die Pa-
lette reicht hier von der Benennung einzelner
Europabeauftragter bis hin zur Einrichtung ei-
gener Europabüros. Es ist außerdem nicht zu
erkennen,dass beispielsweise die Europastel-
len im Bereich des Oberbürgermeisters einem
Muster folgen.Auch hier gibt es Büros mit bis
zu sieben Mitarbeitern oder einzelne Europa-
beauftragte.
Zusätzlich erschwert wird die Untersuchung
der personellen Ausstattung dadurch,dass - je
nach Ausrichtung des Büros - die Mitarbeiter
nicht ausschließlich mit EU-Arbeit betraut
sind, sondern noch andere Aufgaben wahr-
nehmen.Möchte man dennoch eine Tendenz
erkennen,so ließe sich - bis auf einige Ausnah-
men - feststellen,dass mit zunehmender Grö-
ße der Stadt auch die Zahl der mit Europa be-
trauten Mitarbeiter steigt. ●

Die Europäisierung kommunaler Verwal-
tungsstrukturen schreitet immer weiter vor-
an.Durch den Aufbau einer eigenen Europa-
kompetenz können sich die Kommunen bes-
ser auf die Herausforderungen der Europäi-
schen Integration einstellen.Mit zunehmen-
der Europafähigkeit wächst die Möglichkeit,
die vielfachen Handlungschancen, welche
die Einbindung in das europäische Mehr-
ebenensystem mit sich bringt, zu nutzen.
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Kommunen
Die lokale Ebene in der Europäischen
Union. Von Ulrich von Alemann u. Clau-
dia Münch (Hrsg.), 505 S., 8 Abb. u. 2
Tab., Br., VS-Verlag, 2006 ISBN 3-531-
15262-2, für Bürger und Bürgerinnen in
NRW kostenfrei zu bez. über die Landes-
zentrale für politische Bildung NRW 
(Internet: www.lzpb.nrw.de )

Die Europäische Integration betrifft längst
nicht mehr nur die nationalstaatliche Ebene,
denn die Auswirkungen des europäischen Ei-
nigungsprozesses stellen auch die Regionen
und die Kommunen vor große Herausforde-
rungen. In diesem Zusammenhang gibt der
Sammelband einen umfassenden Einblick in
die vielschichtigen Vernetzungen zwischen
kommunaler und europäischer Ebene. Auch
werden kommunale Interessenvertretungen
auf europäischer Ebene und Formen grenz-
überschreitender Zusammenarbeit unter-

sucht. Zu diesem The-
menkomplex finden sich
im Buch ausführliche In-
formationen, um Euro-
paaktivitäten entwickeln
und ausbauen zu kön-
nen. Außerdem liefern
Beispiele aus der Praxis
vielfältige Anregungen
zur Verbesserung des
eigenen Europa-Enga-
gements.

„Europäische Integration“ und � 
„Europäisierung“ sind zwei unterschiedliche,

auf einander bezogene Prozesse
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Europäische Integration

Nationale Ebene

Regionale Ebene

Lokale Ebene

Europäisierung

Europäisierung

Europäisierung
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Die Stadt Haltern am See hat drei inter-
nationale Städtepartnerschaften,und

zwar mit St. Veit an der Glan in Österreich
seit 1972,mit Rochford in Essex/Großbritan-
nien seit 1984 und mit Roost-Warendin in
der Region Nord in Frankreich seit 1993. Da-
rüber hinaus pflegen die weiterführenden
Schulen regelmäßig Schulpartnerschaften
mit Frankreich, Großbritannien, Polen und
den USA. Das Jugendamt der Stadt organi-
siert mit zwei weiteren deutschen Partnern
- Klietz in Sachsen Anhalt und dem Ücker-
Randow-Kreis - sowie dem polnischen Part-
ner Bialy-Bor in Pommern einen jährlichen
Jugendaustausch, der im Wechsel reihum
stattfindet.
Eine weitere Plattform für internationalen
Austausch sind die jährlichen Hansetage
des internationalen Hansebundes. Hier gibt
es neben Informations- und Diskussionsfo-
ren bunte Hansemärkte mit viel touristi-
schem Flair und großem Engagement der
Mitarbeiter aus den Städten sowie kulturel-
le Beiträge. Die Hansetage haben in Haltern
am See eine große Fangemeinde, und das
Rockbüro Haltern spielt seit vielen Jahren
regelmäßig mit mehreren Bands auf den
Hansetagen. Dabei ist eine feste Freund-
schaft mit Musikern aus Nowgorod ent-
standen, deren Konzerte in Haltern am See
und Umgebung zum festen Repertoire der
Szene gehören.

Über Jahrhunderte war die Lippe die Gren-
ze zwischen dem nördlich gelegenen Müns-
terland und dem südlich gelegenen ehe-
mals kurkölnischen Vest Recklinghausen.
Aufgrund dieser Grenzlage erhielt Haltern
schon früh im Jahre 1289 eigene Stadtrech-
te. Zurzeit der Hanse im 16. bis 17. Jahrhun-
dert waren Halterner Kaufleute in den Nie-
derlanden, im Baltikum und als Bergen-Fah-
rer aktiv. Auch Juden, die aufgrund ihrer be-
sonderen Rechtsstellung meistens auch
grenzüberschreitende Beziehungen pfleg-
ten, waren in Haltern überdurchschnittlich
stark vertreten.

KÄRNTEN-BÜRO EINGERICHTET

Seit der frühneuzeitlichen Internationalität
einer kleinen Halterner Bevölkerungsgrup-
pe hatte es auf offizieller Ebene keine grenz-
überschreitenden Kontakte gegeben. Ver-
ständlicherweise zurückhaltend war die Re-

aktion in Rat und Verwaltung, als in den
1950er-Jahren das österreichische Bundes-
land Kärnten in Haltern eine Fremdenver-
kehrs-Repräsentanz für Nordwestdeutsch-
land und die Niederlande eröffnete.
Nach wenigen Jahren verlegten die Kärnt-
ner ihr Niederlandegeschäft in das König-
reich selbst, aber Haltern profitierte davon
durch einen guten Bekanntheitsgrad bei
den Holländern. Und die Hügel der Hohen
Mark gelten den in dieser Beziehung wenig
verwöhnten Holländern schon als Berge.
Als die Repräsentanz der Kärntner in Hal-
tern schon nicht mehr bestand, kam es 1972
zur Gründung der ersten Halterner Städte-
partnerschaft mit St. Veit an der Glan, der
früheren Hauptstadt von Kärnten. Im Rück-
blick erscheint es so, dass der Verlust der
Kärntner Niederlassung in Haltern den Sinn
dafür geschärft hat, dass hier etwas Völker
Verbindendes entstanden war.

PARTNERSCHAFT MIT ST. VEIT

Eine Städtepartnerschaft mit Österreich ge-
hört eher zu den seltenen Kombinationen.
Aber auch bei gleicher Hochsprache sind die
Mentalitäten und Gewohnheiten der St.
Veiter und der westfälischen Halterner
reichlich verschieden und bieten viel Gele-
genheit, Unterschiede zu entdecken und
sympathische Gewohnheiten voneinander
zu übernehmen.
Waren schon vorher eine Reihe von offiziel-
len und privaten Kontakten geknüpft wor-
den, so verdichtete sich dies nun zu einem
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Erst kürzlich besuchte der Partnerschaftsverein �
aus Haltern am See die britische Partnerstadt

Rochford, wo die Gruppe von Bürgermeister Keith
Gibbs empfangen wurde

In der Stadt Haltern am See haben die drei Partnerschaften 
nach Frankreich, England und Österreich jeweils einen eigenen 
Charakter entwickelt

Jede Partnerschaft ein
neues Wagnis 
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DER AUTOR
Georg Nockemann ist
Kulturreferent bei der 
Stadtverwaltung Haltern
am See
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festen Netz von Beziehungen. Feuerwehr
und Schützengilde machten wechselseitig
Besuche zu einer jährlich wiederkehrenden
Einrichtung,und ein Privatmann ließ an sei-
ner Liebe zu der schönen Herzogsstadt St.
Veit an der Glan regelmäßig ganze Busge-
sellschaften teilnehmen.
Freilich hängt die Intensität städtepartner-
schaftlicher Beziehungen stets vom persön-
lichen Einsatz einzelner Menschen ab. Da-
durch gibt es nicht immer eine Kontinuität
oder gar eine kontinuierliche Steigerung
der Beziehungen. Das hängt von vielen Un-
wägbarkeiten ab wie beispielsweise der Fra-
ge, ob die Chemie zwischen den Bürger-
meistern stimmt. Haltern am See hatte da
Glück. Die persönliche Verständigung zwi-
schen den Bürgermeistern klappte immer.
Man mochte sich meistens,man respektier-
te sich immer - und jeder trug auf seine Wei-
se dazu bei, dass die Freundschaft der Städ-
te auch Freundschaften der Bürgerinnen
und Bürger wurden.

BASIS SCHULPARTNERSCHAFT

Die stärkste Verwurzelung unter den Städ-
tepartnerschaften erreichte dabei die
jüngste, erst 1993 beschlossene mit der
nordfranzösischen Stadt Roost-Warendin.
Sie geht zurück auf eine seit 1971 ohne Un-
terbrechung praktizierte Schulpartner-
schaft der Halterner Realschule mit dem
Collège Dr. Schaffner in Roost-Warendin.
Dieser jährliche Schüleraustausch hat mitt-
lerweile die zweite Generation erreicht,und
es sind eine Reihe lebenslanger Freund-
schaften daraus entstanden.
Doch der Zug der Zeit,der weltweit Englisch
zur bevorzugten Fremdsprache erhoben

hat, ließ zeitweise wie in Frankreich auch in
Deutschland das Interesse an der Sprache
des Nachbarn schwächer werden. Dank des
Einsatzes der Schulleitungen für diesen
Austausch konnte das Desinteresse über-
wunden werden. Seit einigen Jahren gibt es
einen Schnupperaustausch zwischen den
Grundschulen, der von den Kindern auf bei-
den Seiten mit großer Begeisterung wahr-
genommen wird.
Der Ablauf dieses Austausches unterschei-
det sich von dem der Realschüler vor allem
dadurch, dass die Kinder nicht einzeln in
Gastfamilien leben, sondern als Gruppe ge-
meinsam mit ihren Betreuern in einer Ge-
meinschaftseinrichtung. In Haltern am See
ist das eine Familienbildungsstätte. Damit
die erst neunjährigen Kinder kein Heimweh
bekommen, dauert der Aufenthalt in der
Partnerstadt nur drei Tage. Bereits nach ein-
maliger Durchführung waren sich alle Orga-
nisatoren einig, dass der Schüleraustausch
im Grundschulbereich eine Zukunftsiche-
rung darstellt und in der Wirkung dem
Fremdsprachenunterricht in der Grund-
schule gleichkommt.

SCHÜLERAUSTAUSCH WIRKT

Schüleraustausch ist in allen städtepartner-
schaftlichen Beziehungen, wenn er sich
denn nachhaltig etablieren lässt, das Rück-
grat für vielfältige Verbindungen zwischen
Sport- und Musikvereinen oder Privatperso-
nen. So pflegen die Fußballer aus Roost-Wa-
rendin gute Freundschaft zu den Lavesu-
mern. Man besucht sich gegenseitig auch
bei anderen Gelegenheiten, nicht nur zum
Fußballspielen.
Kennzeichnend für gut funktionierende

Partnerschaften sind
letztlich nicht die festen
Termine, an denen aus-
schließlich Partnerschaft
auf dem Programm
steht, sondern Stadt-,
Ortsteil- oder Vereinsfes-
te,an denen Freunde aus
den Partnerstädten wie
selbstverständlich betei-

ligt sind.Das ist in den zurückliegenden Jah-
ren nicht nur mit den französischen Freun-
den häufig gelungen.
Halterns englische Partnerstadt Rochford,
eine knappe Bahnstunde östlich von Lon-
don gelegen, ist nicht so schnell erreichbar
wie Nordfrankreich und die Ambitionen
englischer Schüler, deutsch zu lernen, sind
erheblich schwächer ausgeprägt als der
Ehrgeiz der deutschen, englisch zu lernen.
Wegen dieser Einbahnstraße sprachlichen
Interesses hapert es an einem kontinuierli-
chen Schüleraustausch, während dies mit
den USA ausgezeichnet klappt. Hier kommt
wohl beiden Seiten der Reiz des Besonderen
zugute.

AKTIVITÄTEN MIT ALLEN

Wenn auch die Beziehungen zur englischen
Partnerstadt Rochford nicht die Tiefe er-
reicht haben wie die zu den Franzosen, gab
es doch eine Reihe von denkwürdigen Be-
gegnungen unter großer Beteiligung der
Bürger. Etwas länger zurück liegt Halterns
Stadtjubiläum 1989. Damals waren alle
Partnerstädte mit Delegationen, Musikzü-
gen, Traditionsvereinen und Sportlern ver-
treten. Zur Besiegelung der Partnerschaft
mit den Franzosen 1993 zum Schützenfest
war es ebenso. In bester Erinnerung sind das
internationale Fußballturnier aller Partner-
städte 2002 und die englisch-französisch-
deutsche Begegnung in Arras 2006.
So entstehen immer wieder neue Ideen zur
Belebung der städtepartnerschaftlichen Be-
ziehungen. Diese werden umgesetzt von
Menschen, die davon überzeugt sind, dass

Die Stadt Haltern am See mit rund
38.000 Einwohnern liegt im Norden des
Kreises Recklinghausen, der mit seinen
zehn Städten der bevölkerungsreichste der
Bundesrepublik ist. Die Stadt mit ihrem
Zentrum und sieben Ortsteilen ist eine aus-
gesprochene Flächengemeinde. Mit einer
Größe von 158 qkm hat sie Großstadtfor-
mat. Davon sind etwa 50 Prozent Wald, es
gibt mehrere Seen und Naturschutzgebie-
te, also viel Freiraum.An der Lippe gelegen
und bis 1929 zum münsterländischen
Kreis Coesfeld gehörig hat Haltern am See
diese alte Grenze erst 1975 mit der letzten
kommunalen Neuordnung überschritten
und verfügt seitdem über die südlich der
Lippe gelegenen Ortsteile Hamm-Bossen-
dorf und Flaesheim.
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� Nach der Wahl zum 
Bürgermeister von Roost-
Warendin (Frankreich) kam
Lionel Courdavault (rechts)
im Februar 2006 nach 
Haltern zum Antrittsbesuch
bei seinem Amtskollegen 
Bodo Klimpel
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es richtig ist,den Blick über den eigenen Tel-
lerrand hinaus zu wagen. In Zeiten, wo es
grundsätzlich kein Problem darstellt, in
fremde Länder zu reisen, liegt der Sinn von
Städtepartnerschaften darin, jungen Men-
schen gezielt andere Sprachen und Lebens-
weisen näher zu bringen.
Sie sollen erkennen können, dass es Unter-
schiede gibt,dass verschiedene,aber gleich-
wertige Wege zur Gestaltung des gesell-
schaftlichen Lebens möglich sind. Das lässt
sich im Schüleraustausch als Gast in einer
Familie hautnah erfahren. Im All-Inclusive-
Urlaub ist das gänzlich unmöglich.
Eine ganz besondere Erfahrung ist für viele
Halterner aus einer Patenschaft erwach-
sen, die in diesem Jahr zu Ende gegangen
ist, weil sich das Patenkind, der Heimatkreis
St. Annaberg Oberschlesien, aufgelöst hat.
Seit Öffnung der Grenzen hatte sich diese
Patenschaft auf natürliche Weise auf den
Ort St. Annaberg in Oberschlesien erwei-
tert. Dieses Dorf mit knapp 500 Einwoh-
nern ist als Pilgerstätte ein Ort von religiö-
ser Bedeutung und politischer Symbolik in
der Beziehung zwischen Polen und Deut-
schen.

VERBINDUNG NACH POLEN

Mehrfach weilten hier Halterner Gruppen
an einem der großen Wallfahrtstermine
und nahmen teil an den Gottesdiensten so-
wie an Treffen mit politischen Vertretern
des Bezirks Oppeln, der Stadt Leschnitz, des
Franziskanerklosters auf dem Annaberg
und an direkten Begegnungen mit Erzbi-
schof Nossol.
Wenn auch keiner der Halterner Teilneh-
mer polnisch gelernt hat und für etliche
diese Reise nach Oberschlesien vorrangig
eine Fahrt in die Vergangenheit, in die alte
Heimat darstellte, war es doch ein aktiver
Beitrag zum Ausgleich mit dem größten
direkten Nachbarn im Osten Polen.Bedauer-
licherweise ist es nicht zu einer Partner-
schaft mit einer dortigen Schule gekom-
men, aber das gelang an zwei anderen Or-
ten - und dieser Austausch ist auch erfolg-
reich.
In Zeiten knapper öffentlicher Mittel be-
müht sich die Stadt Haltern am See, die
partnerschaftlichen Aktivitäten tatsächlich
von den Bürgern ausgehen zu lassen und
selbst lediglich die Rolle eines spiritus
rector einzunehmen. Mit der Gründung des
Partnerschaftsvereins, der sich in Abteilun-
gen zu allen Städtepartnerschaften glie-
dert, ist das auch gelungen. ●

Europäische Austauschprogramme für
Schülerinnen und Schüler sind sehr be-

liebt, tragen sie doch mit dazu bei, Men-
schen,Kulturen und Gepflogenheiten ande-
rer Länder kennenzulernen. In fast allen
deutschen Städten und Gemeinden, die
Kommunalpartnerschaften ins europäische
Ausland unterhalten, pflegen auch örtliche
Schulen freundschaftliche Beziehungen in
die Partnerkommunen.
Doch die traditionellen Städtepartnerschaf-
ten und somit auch die Schulpartnerschaf-
ten sind vielerorts in die Jahre gekommen.
Den Kommunen und Partnerschaftsverei-
nen fällt es zunehmend schwerer, vor allem
Kinder und Jugendliche für die Partner-
schaftsarbeit zu interessieren.Neue Inhalte,
aber auch neue Formen der Zusammenar-
beit sind gefragt.
Hilfe bietet hier das Programm „eTwin-
ning“ der Europäischen Union. Es unter-
stützt die Gründung europäischer Schul-
partnerschaften, die über das Internet ge-
pflegt werden. Das „e“ steht dabei für
„elektronisch“ und „Twinning“ für „Part-
nerschaft“. Ins Leben gerufen wurde 
„eTwinning“ im Januar 2005 als Aktion des

Programms „eLearning“ der Europäischen
Kommission.

VIRTUELLER KLASSENRAUM

Das Prinzip ist einfach und ähnelt dem von
Single-Börsen oder Chat-Foren im Internet.
Mittels einer einfach zu bedienenden on-
line-Plattform tauschen sich zwei oder
mehrere Partnerklassen über ein gemein-
sames Unterrichtsthema aus. Jede Partner-
schaft nutzt dabei einen eigenen geschütz-
ten „virtuellen Klassenraum“. Dort können
Schüler und Lehrer per E-Mail, Chat, Datei-
austausch und sogar per Webcam zusam-
menarbeiten. Die Arbeitsergebnisse wer-
den auf einer gemeinsamen Internetseite
präsentiert.Die Teilnahme ist kostenlos und
einfach, die Anmeldung dauert nur wenige
Minuten.

Über das EU-Programm „eTwinning“ können deutsche Schulklassen
mit Schülern anderer europäischer Länder Kontakt aufnehmen und
gemeinsam Aufgaben lösen

Für Schulen gibt´s die
Partnerschaft online 

DIE AUTORIN
Barbara Baltsch ist freie
Journalistin mit den
Schwerpunkten 
Kommunales und Europa

Das Programm „eTwinning“ der Europäischen Union macht Kontakte im Internet zwischen Schulen 
aller EU-Länder möglich
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Lehrerinnen und Lehrer aller Schulformen,
-fächer und Jahrgangsstufen können sich
mit ihrer Klasse am „eTwinning“ beteiligen.
Wer bereits eine Partnerschule hat, kann
den Kontakt per Internet vertiefen. Wer ei-
ne neue Partnerschule sucht, kann sich eine
passende Schule in den 28 teilnehmenden
Ländern Europas suchen.
Die Schulen können dabei selbst entschei-
den, welche Art der Zusammenarbeit sie
wünschen. Möglich sind kurzfristige Projek-
te wie auch langfristige Kooperationen bei-
spielsweise in Bezug auf gemeinsame Lehr-
pläne. Auch die Themen werden von den
Schulen selbst ausgewählt. Diese Hand-
lungsfreiheit, zusammen mit einem Mini-
mum an Verwaltungsaufwand, ist kenn-
zeichnend für das gesamte Programm.

GROßE RESONANZ

Die Idee kommt an: Seit dem Start des Pro-
gramms im Jahr 2005 haben sich europa-
weit mehr als 26.000 Schulen auf dem Por-
tal registriert, davon mehr als 1.600 aus
Deutschland. Und es werden täglich mehr.
Allein im vergangenen Jahr hat sich die Zahl
der europäischen Schulen,die am Programm
teilnehmen wollen, mehr als verdoppelt.
Und während 2005 etwa vier Prozent aller
Schulen mitmachten,waren es im vergange-
nen Jahr bereits mehr als acht Prozent.
Auch zahlreiche nordrhein-westfälische
Schulen haben sich registriert oder bereits
erfolgreich Partnerprojekte durchgeführt.
So kommen allein sieben der 20 deutschen
Schulen, die Mitte Juni in Berlin mit dem
„eTwinning“-Qualitätssiegel für das Schul-
jahr 2006/2007 ausgezeichnet wurden,aus
Nordrhein-Westfalen. Zu den Preisträgern

gehören unter ande-
rem die Pestalozzi-
schule in Gladbeck und
die Gesamtschule in
Niederzier-Merzenich.
In Gladbeck tauschen
sich Grundschülerin-
nen und -schüler mit
ihrer Partnerschule in
Großbritannien über
Schule und Unterricht
in früheren Zeiten aus.

Dazu haben sie unter anderem ihre Groß-
eltern befragt und ein Schulmuseum be-
sucht. Der aktuelle Schulalltag ist dagegen
Thema des Partnerprojektes der Gesamt-
schule Niederzier-Merzenich und ihrer Part-
nerschule in Litauen.

BLICK FÜR EUROPA

Ingrid Grimm, die als eine von drei Modera-
toren „eTwinning“-Aktionen in NRW unter-
stützt, ist von dem Projekt rundum begeis-
tert. „Mit Hilfe der digitalen Medien lassen
sich Schulpartnerschaften schneller, an-
schaulicher und lebendiger gestalten.
Grundschulkinder lernen Gemeinsamkeiten
und Unterschiede der europäischen Nach-
barn kennen und erwerben dabei Medien-
kompetenz“, so die Grundschullehrerin.
Für ihren Kollegen Alfons Musolf ist„eTwin-
ning“ ein wunderbares Mittel,um Schülern,
Lehrern und Eltern den Blick für Europa und
vor allem den Blick für die notwenige Zu-
sammenarbeit in Gesamteuropa näher zu
bringen.„Die Schüler von heute sind die Eu-
ropäer von morgen. Diese Idee und diese
Realität muss sich langsam, aber stetig in
den Köpfen festsetzen“, betont der Ober-
studienrat.Mit„eTwinning“ eröffne sich da-
für ein einfacher Weg.
„Das Programm eTwinning trägt dazu bei,
alle erdenklichen Winkel Europas in die
Klassenzimmer unserer Kinder zu bringen“,
erklärte auch der für allgemeine und beruf-
liche Bildung,Kultur und Jugend zuständige
EU-Kommissar Ján Figel kürzlich in Brüssel.
Durch die Teilnahme an dem Programm
hätten die Schülerinnen und Schüler Gele-
genheit,andere Kulturen und Sprachen ken-
nen zu lernen, während sie gleichzeitig ihre

Computerkenntnisse verbesserten. Auf die-
se Weise bringe „eTwinning“ nicht nur die
Bewohner des europäischen Kontinents ei-
nander näher, sondern helfe auch, Kennt-
nisse zu entwickeln,die in einer zunehmend
von Informations- und Kommunikations-
technologien beherrschten Gesellschaft er-
wartet würden.

MEHRFACH VORTEILE

In der Tat kann die Teilnahme an „eTwin-
ning“ Schulen eine Reihe von Vorteilen bie-
ten. Die virtuellen Schulpartnerschaften
sind geeignet, Toleranz und grenzüber-
schreitende Kommunikation in Europa, ins-
besondere mit Schulen in den neuen EU-
Mitgliedstaaten, zu fördern. Digitale Me-
dien werden dabei themenorientiert einge-
setzt sowie lebendiger Fremdsprachener-
werb und interkulturelles Lernen gefördert.
Junge Menschen werden in die Lage ver-
setzt, sich auf den globalisierten Arbeits-
markt vorzubereiten.
Schulpartnerschaften im Internet sind da-
rüber hinaus geeignet,bestehende kommu-
nale Partnerschaften auf Bildungsebene le-
bendig zu gestalten und für junge Bürgerin-
nen und Bürger erlebbar zu machen. Der
traditionelle Schüleraustausch kann durch
gemeinsame Unterrichtsprojekte auf der
„eTwinning“-Internetplattform vertieft und
kontinuierlich in Schulalltag sowie Lehrplan
eingebunden werden.
Das Programm „eTwinning“ unterscheidet
sich von anderen EU-Aktionsprogrammen
im Bildungsbereich dadurch, dass die Teil-
nehmer keine Finanzhilfen erhalten. Es bie-
tet vielmehr freien Zugang zur elektroni-
schen Infrastruktur. Obwohl das Programm
„eLearning“ Ende 2006 ausgelaufen ist,wird
die „eTwinning“-Aktion im Rahmen des neu-
en EU-Programms für „Lebenslanges Ler-
nen“ in den Jahren 2007 bis 2013 fortgesetzt.
Um den Erfolg dieser Initiative zu feiern,
werden jedes Jahr die besten „eTwinning“-
Projekte von der Europäischen Kommission
mit Preisen ausgezeichnet. Ergänzend gibt
es Wettbewerbe auf nationaler Ebene. ●

KO
N

TA
KT Schulen ans Netz e. V.

„eTwinning“-Koordinierungsstelle

Maike Ziemer

Tel. 0228-91048-293

E-Mail: maike.ziemer@schulen-ans-netz.de

Internet: www.etwinning.de

� Informationen zu den
online-Schulpartner-
schaften gibt es im 
Internet auf dem 
eTwinning-Portal unter
www.etwinning.de
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Müllabfuhr war nicht die erste Kom-
munalisierung von Aufgaben der

öffentlichen Daseinsvorsorge in Bergka-
men. 1995 wurde durch die Gründung von
interkommunalen Stadtwerken - GSW Ge-
meinschaftsstadtwerke Kamen-Bönen-
Bergkamen GmbH - die Voraussetzung ge-
schaffen, die bis dahin privat organisierte
Strom- und Erdgasversorgung im Gebiet
der drei Kommunen Kamen, Bönen und
Bergkamen in die eigene Hand zu neh-
men. Die GSW arbeitet bis heute ausge-
sprochen erfolgreich. Im Jahre 2002 wur-
de in Bergkamen weiterhin die bis dahin
an privat vergebene Straßenreinigung
durch den Baubetriebshof der Stadt über-
nommen, wodurch die Straßenreini-
gungsgebühr um 25 Prozent gesenkt wer-
den konnte.
Im Gegenzug wurde in Bergkamen die Ge-
bäudereinigung, die mit 113 städtischen
Putzfrauen und vier Fensterreinigern rein
kommunal erledigt wurde, durch Nichtbe-
setzung frei werdender Stellen vollstän-
dig privatisiert. Der städtische Gebäude-
bestand ist in zwei Losen europaweit aus-
geschrieben und an private Reinigungs-
unternehmen vergeben worden.
Von den städtischen Sport- und Freizeit-
stätten sind seit 1995 ein Hallenbad, ein
Frei- und Wellenbad sowie eine Eissport-
halle auf die Gemeinschaftsstadtwerke
übertragen worden. Der wirtschaftliche

Verbund zur Verrechnung der Bäderver-
luste mit den Gewinnen der Stadtwerke
aus dem Versorgungsbereich wurde von
der Finanzverwaltung anerkannt. Ein wei-
teres Hallenbad wurde privatisiert. Für ei-
ne städtische Sporthalle sowie mehrere
Sportstadien und Tennisanlagen wurden
Nutzungsüberlassungsverträge mit
Sportvereinen geschlossen. Der städtische
Sportboothafen wurde ebenso an einen
Privaten verpachtet wie ein großes städti-
sches Veranstaltungszentrum.

MÜLLABFUHR BISHER STETS PRIVAT

In Bergkamen wurde in der Vergangenheit
Müllsammlung und -transport stets durch
Privatunternehmen erledigt. Nach der letz-
ten Ausschreibung 1994 wurde die Abfall-
sammlung in Bergkamen mit einem Vertrag
bis zum 31. Dezember 2005 von einem der
großen deutschen Entsorgungsunterneh-
men durchgeführt. Zur Müllabfuhr gehörte
Sammlung und Transport von Restmüll
(„graue Tonne“), Biomüll („grüne Tonne“)
und Altpapier („blaue Tonne“) sowie die
Sperrmüll- und die Grünschnittabfuhr.

Die Müllentsorgung wurde durch das Pri-
vatunternehmen professionell erledigt.
Die Verwaltungsführung der Stadt Berg-
kamen sah es dennoch als Pflicht an, ab
Anfang 2004 im Interesse der Bürgerinnen
und Bürger nach Alternativen zu suchen:

• erneute europaweite Ausschreibung
und Vergabe an das preisgünstigste der
teilnehmenden Privatunternehmen

• gemeinschaftliche Abfallentsorgung mit
Nachbarkommunen durch einen neu zu
gründenden Zweckverband oder eine
GmbH

• Einbeziehung der Müllabfuhr in die be-
stehenden interkommunalen Gemein-
schaftsstadtwerke 

• alleinige Durchführung in Bergkamen
durch einen städtischen Eigenbetrieb
oder eine eigene GmbH

Zur Entscheidungsfindung wurde mit
kommunalen Entsorgungsbetrieben aus
Nachbarstädten ein intensiver Erfah-
rungsaustausch gesucht. Der städtische
Baubetriebshof erstellte unter Mithilfe
der städtischen Kostenrechner eine eige-
ne Kostenkalkulation, die sich im Nachhi-
nein als realitätsnah erwies. Von Anfang
an wurde die Personalvertretung und die
Bergkamener Politik eng in den Mei-
nungsbildungsprozess eingebunden.

GUTACHTEN ALS ENTSCHEIDUNGSHILFE

Um eine belastbare Entscheidungsgrund-
lage zu erhalten, wurde zuletzt die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Ernst & Young
und deren Tochtergesellschaft Econum 
Unternehmensberatung mit einem ver-
gleichenden Wirtschaftlichkeitsgutachten

Das Team der EBB-Entsorgungs-Betrieb � 
Bergkamen beseitigt seit Mitte 2006 den Müll 

in der Stadt Bergkamen

Die Stadt Bergkamen hat Einsammeln und Abtransport des Abfalls
zum 1. Juli 2006 einem Tochterbetrieb übertragen und konnte 
dadurch die Abfallgebühren senken

Städtische Müllwagen
fahren günstiger  

DER AUTOR
Roland Schäfer ist
Bürgermeister der Stadt
Bergkamen und 
1. Vizepräsident des 
StGB NRW
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beauftragt. Nachdem Nachbarkommunen
ihre Vorschläge zu einer interkommunalen
Variante zurückgezogen hatten, konzen-
trierte sich die Untersuchung auf eine rein
Bergkamener Lösung:

• Basis des Kostenvergleichs war die Bei-
behaltung der bisherigen Abfuhrleistun-
gen.

• Als Sammelfahrzeuge für die Abfallton-
nen sollten - wie bei dem privaten Entsor-
ger - moderne Seitenlader eingesetzt
werden, bei denen pro Fahrzeug lediglich
eine Person erforderlich ist.

• Es sollte von einer realistischen Fahr- und
Leerungsleistung sowie einem Fahrzeug-
und Personalbestand ausgegangen wer-
den, der auch bei unvorhersehbaren Stö-
rungen einen reibungslosen Ablauf er-
möglicht.

• Hinsichtlich des Personals sollte der Tarif-
vertrag für den öffentlichen Dienst
(TVöD) zugrunde gelegt werden.

• Weiterhin wurde unterstellt, dass alle er-
forderlichen Fahrzeuge und der komplet-
te Bestand an Mülltonnen neu gekauft
werden müssen.

Die Gutachter kamen zu dem Ergebnis,
dass bei einer Eigenbetriebslösung eine
Kostenersparnis von etwa 30 Prozent er-
reichbar sei. Im Mai 2005 fasste der Berg-
kamener Stadtrat nach intensiven Diskus-
sionen in den Fraktionen mit Mehrheit den
Beschluss, die Sammlung und den Trans-
port von Siedlungsabfällen zu kommuna-
lisieren.

GRÜNDUNG EINES EIGENBETRIEBES

Im Herbst 2005 wurde vom Stadtrat die
Satzung zur Gründung des „EBB - Entsor-

gungsBetriebBergkamen“ als eigenbe-
triebsähnliche Einrichtung der Stadt zum
1. Januar 2006 beschlossen. Somit ist der
EBB ein nicht rechtsfähiger Bestandteil
der Stadt Bergkamen, der allerdings haus-
haltsrechtlich und organisatorisch ver-
selbstständigt ist.
Aufgabengebiet des EBB ist das Einsam-
meln und Transportieren von Restmüll,
Biomüll und Altpapier sowie auf Anforde-
rung Sperrmüll und Grünschnitt. In den
EBB einbezogen wurde auch die Straßen-
reinigung. Mit dem privaten Entsorger
wurde vereinbart, dass dieser noch ein
halbes Jahr länger die Entsorgung durch-
führen durfte. Im Gegenzug konnte Berg-
kamen die etwa 35.000 im Stadtgebiet
befindlichen Abfallbehälter zu einem mä-
ßigen Preis kaufen.
Die operative Tätigkeit des EBB begann
zum 1. Juli 2006, wie geplant mit der mo-
dernen Seitenladertechnik. Bereits im Jahr
2005 wurden die neuen Abfallsammel-
fahrzeuge nach europaweiter Ausschrei-
bung bestellt. Der Fuhrpark des EBB be-
steht aus

• sechs Abfallsammelfahrzeugen, davon
fünf Seitenlader und ein Hecklader, je-
weils mit MAN-Fahrwerk und Faun-Auf-
bau,

• einem Lkw mit Kofferaufbau und Lade-
bühne,

• zwei Kehrmaschinen und
• einem PKW-Kombi zur Streckenkontrolle.

SACHINVESTITIONEN UND PERSONAL

Die Gesamtinvestition zur Gründung des
EBB belief sich auf 1,6 Millionen Euro. Ne-
ben den neuen Fahrzeugen gehörte dazu
der Kauf sämtlicher Mülltonnen vom bishe-

rigen Entsorger, Ersatzgefäßbeschaffung
für eineinhalb Jahre, Arbeitskleidung, Büro-
einrichtung, EDV-Software und der Bau von
zwei Fahrzeugunterständen. Der EBB ist -
gegen Abrechnung - mit seinem Personal
und dem Fuhrpark auf dem Gelände und
im Gebäude des Baubetriebshofes der
Stadt untergebracht.
Für die Routen- und Einsatzplanung und
die konkrete Vorbereitung des operativen
Geschäfts wurde bereits im Januar 2006
ein Disponent mit Berufserfahrung in der
Entsorgungswirtschaft eingestellt. Die
neun Müllwagenfahrer wurden zum 1. Juni
2006 eingestellt, um ein einmonatiges
„Trockentraining“, insbesondere für den
Seitenladereinsatz, zu absolvieren. In den
Vorstellungsgesprächen wurde Mitarbei-
tern des privaten Entsorgers Vorrang einge-
räumt. Zudem wurden zwei gewerbliche
Mitarbeiter für die Straßenreinigung ange-
stellt - alle bezahlt nach TVöD.
Weitere Leistungen wie Datenverarbeitung
oder Personalverwaltung werden durch Be-
schäftigte der Stadtverwaltung gegen Ab-
rechnung erbracht. Die Betriebsleitung des
EBB wird nebenamtlich vom technischen
Beigeordneten der Stadt und in seiner Ver-
tretung vom Leiter des Baubetriebshofes
wahrgenommen. Die politische Begleitung
und Kontrolle des EBB erfolgt durch einen
städtischen Betriebsausschuss, in dem alle
Fraktionen vertreten sind.

DEUTLICHE KOSTENSENKUNG

Wie von dem Gutachter prognostiziert
konnte eine Kosteneinsparung von 30 Pro-
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„Kommunal vor Privat“ ist als allgemei-
ne Maxime genauso wenig tauglich wie die
neoliberale und marktradikale Losung „Pri-
vat vor Staat“. In jeder Kommune kann je-
weils eine andere Lösung angezeigt sein.
Die Bandbreite reicht vom kommunalen Ei-
genbetrieb oder einer städtischen GmbH
über unterschiedliche Formen interkommu-
naler Zusammenarbeit und PPP-Modelle bis
hin zur vollständigen Privatisierung. Kom-
munale Selbstverwaltung bedeutet, die vor-
handenen Wahlmöglichkeiten zu erkennen
und auszuschöpfen. Im Sinne der kommu-
nalen Demokratie ist allein wichtig, dass
die Verantwortlichen sich klar machen, wel-
che Alternativen ihnen offen stehen, sorg-
fältig abwägen und dann erst im Interesse
der Bürgerschaft eine Entscheidung treffen.

� Für die 
Abfallentsorgung
in Bergkamen 
wurden  eigens
moderne 
Fahrzeuge mit
Seitenlader-
technik 
angeschafft
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zent gegenüber der bisherigen Privatent-
sorgung realisiert werden. Diese konnte al-
lerdings nicht in gleicher Höhe als Gebüh-
rensenkung weitergegeben werden, da die
Kosten für Müllsammlung und Transport
nur etwa ein Drittel der gesamten Entsor-
gungskosten ausmachen. Der Hauptteil
der Kosten sind die vom Landkreis in Rech-
nung gestellten Verbrennungs- und Kom-
postierungskosten. Die Gründe für den
deutlichen Kostenunterschied liegen vor
allem darin:

• Die Stadt muss mit der Müllabfuhr keinen
Gewinn erzielen; der EBB muss lediglich
kostendeckend arbeiten.

• Der für den Betrieb erforderliche Over-
head - Betriebsleitung, Verwaltung, Kon-
trollorgan - wurde bewusst sparsam aus-
gerichtet.

• Die Personalausstattung wurde knapp
kalkuliert; ergänzende Dienstleistungen
werden bedarfsorientiert eingekauft.

• Der Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst gewährt den Vollzeitbeschäftigten
zwar einen auskömmlichen Lohn, ist aber
keineswegs ein Luxustarif.

Eine gewisse Rolle spielt auch die Tatsache,
dass der EBB als öffentlich-rechtlicher Be-
trieb keine Mehrwertsteuer für seine Leis-
tungen in Rechnung stellen muss. Aller-
dings ist ein Eigenbetrieb auch nicht vor-
steuerabzugsberechtigt, so dass hierdurch
ein gewisser Ausgleich eintritt.Mangels Ge-
winnerzielung würden auch in der Rechts-
form einer GmbH keine Körperschaftssteu-
er- und in den meisten Fällen auch keine Ge-
werbesteuerpflicht entstehen.
Die Müllgebühren für die Bergkamener Bür-
gerinnen und Bürger konnten gesenkt wer-
den: für das Jahr 2006 um 7,8 Prozent und
für 2007 nochmals um 3,4 Prozent - trotz
drei Prozent Mehrwertsteuer-Erhöhung
und sechs Prozent Steigerung der vom Kreis
in Rechnung gestellten Verbrennungskos-
ten für 2007. Da die Stadt nunmehr selbst
kurzfristig entscheiden kann, wurden sogar
diverse Verbesserungen bei der Müllabfuhr
vorgenommen.
So wurde der Abfuhrrhythmus der unter-
schiedlichen Abfalltonnen vereinheitlicht.
Zusätzlich wird für die Sperrmüllabfuhr ein
Express-Service mit garantierter Abholung
innerhalb von drei Tagen und ein Vollservice
mit Abholung aus Wohnung oder Keller an-
geboten. Für Familien mit kleinen Kindern
wurde eine verbilligte „Windeltonne“ ein-
geführt.

KEIN ALLHEILMITTEL

Aus dem Bergkamener Beispiel sollte man
nicht schließen, dass Kommunalisierung
oder Rekommunalisierung das Allheilmittel
für alle Bereiche der kommunalen Daseins-
vorsorge darstellt. Für die Vergabe der Müll-
abfuhr oder einer anderen Aufgabe der Da-
seinsvorsorge an ein Privatunternehmen
können durchaus gewichtige Gründe spre-
chen:

• Durch die Ausschreibung erhält die Kom-
mune eine exakte Übersicht über die inte-
ressierten Firmen und den preisgünstigs-
ten Bieter.

• Kapitalstarke Privatfirmen können dort in-
vestieren, wo die Kommune es unter Um-
ständen wegen Haushaltsdefiziten nicht
mehr kann.

• Das betriebswirtschaftliche Denken bei
Privatunternehmen und die Gewinnorien-
tierung sind Garant für hohe Effizienz.

• Private können überregionale Erfahrun-
gen, spezifisches Fachwissen und speziali-
siertes Know-how einbringen.

• Das Risiko des Personaleinsatzes, der Fehl-
kalkulation und des wirtschaftlichen Schei-
terns trägt allein das Privatunternehmen.

Umgekehrt lassen sich die Vorteile einer
kommunalen Aufgabenerledigung am Bei-
spiel der Kommunalisierung der Müllabfuhr
in Bergkamen erläutern:

• Die Belastung der Gebührenzahler konnte
spürbar gesenkt werden.

• In der Stadt sind neue sozialversiche-
rungspflichtige und tariflich bezahlte Ar-
beitsplätze entstanden, die lokale Kauf-
kraft wurde gestärkt.

• Aufträge an Handwerks- und Dienstleis-
tungsunternehmen können - soweit An-
gebote vorhanden sind - gezielt innerhalb
der eigenen Stadt oder Region vergeben
werden,

• Die kommunale Erledigung erlaubt flexi-
ble Reaktionen und kurzfristige Verbesse-
rungen des Angebots.

Bei kommunalen Wirtschaftsunternehmen
wie den Stadtwerken kommt als weiterer
entscheidender Punkt hinzu, dass der zum
Beispiel mit der Strom-, Gas-,Wasser-, Fern-
wärme- und Telekommunikationsversor-
gung erwirtschaftete Gewinn nicht in eine
ferne Konzernzentrale fließt, sondern den
Bürgerinnen und Bürgern vor Ort unmittel-
bar zu Gute kommt. ●

www.Kanalgutachter.de

Anzeige

Der Rhein wirkt ruhiger, das westfälische Pferd dynamischer und die lippische Blume deutlicher.
Das Wappen des Landes Nordrhein-Westfalen, welches die drei Landesteile Rheinland, Westfa-

len und Lippe symbolisiert,
hat ein neues Design erhal-
ten. Im Vergleich zum alten
Wappen (links) hat das neue
Wappen (rechts) nur noch ei-
ne schwarze Linie, die den
Umriss kennzeichnet. Die
Form des Rheins wirkt da-
durch weniger hart, und die
Rose ist deutlicher als solche
zu erkennen. Auch das Pferd
wirkt schlanker und rassiger. Nach Angaben der NRW-Landesregierung wurde jedoch nicht das offi-
zielle Staatswappen des Landes, sondern lediglich das Wappen für die Öffentlichkeitsarbeit überar-
beitet. Das neue Design wird vor allem Briefbögen, Broschüren, Einladungskarten sowie Visitenkar-
ten und Plakate schmücken.

NRW-WAPPEN IN NEUEM LOOK
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PLANUNG

Der demografische Wandel in Deutsch-
land ist allgegenwärtig - und längst

nicht mehr nur aus trockenen Statistiken
und düsteren Prognosen abzulesen. Kaum
ein Diskussionsforum kommunaler Akteure
vergeht, in dem nicht Chancen und Risiken
dieser Entwicklung gewichtet,Perspektiven
entwickelt und Projekte geplant werden.
Seniorengerechte Wohnungen für eine
möglichst lange,selbstständige Lebensfüh-

rung und Häuser ohne Barrieren sprießen
förmlich aus dem Boden.
Auch in der 76.000 Einwohner zählenden
Stadt Rheine wird der demografische Wan-
del in dieser Form deutlich, stellt die Alte-
rung der Gesellschaft mit einem leichten
Rückgang der Einwohnerzahl die Verant-
wortlichen vor eine Fülle neuer Aufgaben.
Bereits vor mehr als zwei Jahren rief die Au-
torin dazu auf, sich Zeit zu nehmen für die
Zukunft der Stadt, und initiierte im April
2005 die Vortragsreihe „ZeitZukunftZiele -
Rheine 2020“. Mit dieser galt es herauszu-
finden, welche Konsequenzen aus dem de-
mografischen Wandel erwachsen und wie
man ihnen begegnen kann.
Die im Jahr zuvor vom Dortmunder Büro

plan-lokal erstellte Bevölkerungsprognose
für Rheine diente als Grundlage der Be-
trachtungen. Danach würde bis zum Jahr
2020 laut einer Trendvariante die Zahl der
Einwohner auf 73.000 sinken. Die Haus-
haltsgröße würde von 2,5 auf 2,2 Personen
pro Haushalt schrumpfen. Durch die niedri-
ge Geburtenrate würde es bedeutend weni-
ger Kinder und Jugendliche geben. Zudem
nennt die Prognose einen steilen Anstieg
bei der Anzahl der über 65-Jährigen und ei-
nen Zuwachs von 75 Prozent bei den über
85-Jährigen.

VORTRÄGE UND DISKUSSIONEN

Vor diesem Szenario folgten bis zum März
2006 zehn Vortrags- und Diskussionsveran-
staltungen für Politik,Verwaltung sowie in-
teressierte Bürgerinnen und Bürger. Im ers-
ten Teil der Veranstaltungen stellten renom-
mierte Fachleute überörtliche Bezüge her
und wiesen auf bundesweite Trends hin. Im
zweiten Teil beleuchteten Fachleute aus
Verwaltung, Wirtschaft und Organisatio-
nen der Stadt die örtliche Situation.
Ein „Blick auf den demografischen Wandel
in der Welt und in Rheine“ mit Prof. Dr. Her-
wig Birg aus Bielefeld, eröffnete den Reigen
der Betrachtungen. Welche Aufgaben müs-
sen Stadt und Staat zukünftig bewältigen,
und welche kann die Bürgergesellschaft
übernehmen? Was leistet das Ehrenamt
heute, welche Aufgaben kommen hinzu
und auf welchen Erfahrungen und Erfolge
kann man in Rheine bauen? Diesen Fragen
ging man mit dem Berliner Publizisten Dr.
Warnfried Dettling nach.
Zum Einfluss der demografischen Entwick-
lung auf die Kaufkraft und auf das Angebot
des Einzelhandels referierte Prof. Dr. Ulrich
van Suntum aus Münster. Und das Stadtfor-
schungs- und Planungsbüro Junker-Kruse
aus Dortmund skizzierte die künftige Rolle
der Innenstädte sowie deren Verhältnis zu
ihren Nebenzentren und beleuchtete Ko-
operationen zwischen den Städten und Ge-
meinden als Folge einer schrumpfenden Be-
völkerung.

BREITES THEMENSPEKTRUM

Die bislang ungebremste Nutzung von
Freiflächen für Wohnen,Wirtschaften und

Mit einer Bevölkerungsprognose, der Vortragsreihe „ZeitZukunft
Ziele“, einem Gutachten sowie einem Zukunftsforum lotete die
Stadt Rheine die Folgen des demografischen Wandels aus

Szenario für den
Schrumpfungsprozess 

DIE AUTORIN
Dr. Angelika Kordfelder ist
Bürgermeisterin der Stadt
Rheine

� Mit dem Projekt „Rheine - ohne 
Altersbeschränkung!“ reagiert die Stadt an 
der Ems auf den sich abzeichnenden 
demografischen Wandel
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für städtische Infrastrukturen stand mit
Prof. Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker aus
Wuppertal auf dem Prüfstand. Mit ihm
suchte man nach Chancen für eine nach-
haltige Entwicklung der städtischen
Strukturen. Ausblicke auf den Prozess der
Integration mit Prof. Dr. Ursula Boos-Nün-
ning (Duisburg/Essen) und auf die Zu-
kunft lokaler Netzwerke wie Familie,
Nachbarschaft und Wohngemeinschaft

mit Prof. Dr. Christiane Dienel (Magde-
burg-Stendal), auf die Chancen einer älter
werdenden Gesellschaft mit Elisabeth
Niejahr (Berlin), auf die Bildung und Erzie-
hung als eine gemeinsame Aufgabe für
Jung und Alt mit Prof. Dr. Klaus Nieder-
drenk (Münster) sowie auf die Zukunft der
Arbeit mit Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Werner
Sinn (München) waren weitere Themen.
Gemeinsam mit Dr. Albrecht Göschel vom
Deutschen Institut für Urbanistik (Berlin)
zog man Bilanz und sah den demografi-
schen Wandel als eine Chance, die man
nutzen sollte.
„Wir sind auf dem Weg und noch nicht am
Ziel“, so skizzierte die Autorin im März
2006 den Standort nach der rund einjäh-
rigen öffentlichen Diskussion und lud
gleichzeitig interessierte Bürgerinnen
und Bürger im Mai 2006 zu einem zweitä-
gigen Zukunftsforum ein. Dort sollten
Konsequenzen, Daten und Fakten aus der
Vortragsreihe diskutiert und in Vorschläge
für ein zukünftiges Leitbild gesammelt so-
wie gebündelt werden.

ENTWICKLUNGS- UND 
HANDLUNGSKONZEPT

Seit Ende 2005 läuft parallel - und über
das Zukunftsforum im Mai 2006 mitei-
nander verwoben - der Prozess für ein „In-
tegriertes Entwicklungs- und Handlungs-
konzept“. Dies ist ein intensiver Partizipa-
tionsprozess, in den alle wichtigen Akteu-
re der Stadt involviert sind und in den ne-
ben fachlichen Aussagen auch persönli-
che Meinungen zur Stadtentwicklung
aufgenommen wurden.
Wesentliche Quelle für die Inhalte des
Entwicklungs- und Handlungskonzeptes
sind die Informationen der einzelnen
Fachbereiche der Verwaltung über deren
fachliche Ziele und den Stand der Umset-
zung. In elf Arbeitskreissitzungen hat die
Verwaltung ihre Ziele und Handlungsfel-
der aufgezeigt. In dem weiteren Prozess
galt es,Vernetzungspotenzial herauszuar-
beiten und die Bewertung der Fachberei-
che, wie sich der demografische Wandel
auswirken könnte, zu schärfen.
Vielfach wurde die teilweise nur sektora-
le Kenntnis über Aufgabenfelder und Zie-
le entscheidend vertieft. Die wechselseiti-
ge Abstimmung über die künftigen He-
rausforderungen des demografischen

Wandels sowie die kritische Diskussion
der eigenen Ziele unter dem Vernetzungs-
gedanken stellten einen weiteren wichti-
gen Schritt dar, das eigene Denken über
die Anforderungen des Integrierten Ent-
wicklungs- und Handlungskonzeptes
Rheine 2020 zu reflektieren.

BÜRGERMEINUNG ABGEFRAGT

Die Sichtweise der Rheinenser vertiefte
man in sechs Gesprächsrunden mit als
Schlüsselpersonen oder besonderen Mei-
nungsträgern ausgesuchten Teilnehmern.
Das Hauptanliegen dieser Gespräche be-
stand darin, die persönliche Meinung zu
Themen der Stadtentwicklung zu erfah-
ren. Die Zusammensetzung der Ge-
sprächsrunden war angepasst an die The-
menschwerpunkte Kommunalpolitik, In-
nenstadt, Bildung und Kultur, Wirtschaft
und Gewerbe, Sport, Touristik, Natur so-
wie Soziales.
Für das Zukunftsforum im Mai 2006 lag
somit bereits eine breite Informationsba-
sis vor. Das Forum selbst stellte sich den
Bürgerinnen und Bürgern in Form eines
zweitätigen Workshops mit unterschiedli-
chen Arbeitskreisen und der Frage „Rheine
2020 - Wie wird/wie soll die Stadt in 15 - 20
Jahren aussehen?“ dar.
Sieben Arbeitsgruppen bezogen sich auf
vorgegebene Themenschwerpunkte, die
aus dem vorliegenden Datenmaterial ent-
wickelt und bewusst provokant vorformu-
liert waren. Die mehr als 140 Teilnehme-
rInnen aller Altersgruppen und verschie-

In modernem Design wirbt die Stadt Rheine �
für  ihr Leitbild der Zukunft
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denster sozialer Herkunft brachten in ih-
rem Diskussionsprozess eine Vielfalt an
Ideen hervor, die in das Integrierte Ent-
wicklungs- und Handlungskonzept einge-
flossen sind.

LEITPROJEKTE UND MAßNAHMEN

Das mit dem Entwicklungs- und Hand-
lungskonzept beauftragte Büro Architek-
tur-Stadtplanung-Stadtentwicklung - Ha-
merla, Ehlers, Gruß-Rinck, Wegmann, Düs-
seldorf, entwickelte in der Folgezeit ge-
meinsam mit der Verwaltung ein Leitbild
mit 27 Leitprojekten und mehr als 300 Ein-
zelmaßnahmen, die den Weg der Stadt in
die Zukunft aufzeigen. Die Arbeit soll als
modifizierbares Konzept zur Lösung kom-
plexer Aufgaben dienen. Es ist beabsichtigt,
zielorientierte und vernetzte Lösungsansät-
ze zu liefern und fachbereichsübergreifende
Arbeits- und Handlungsprozesse durch sie
zu generieren. Leitbild und Leitprojekte sol-
len vom Rat im Sinne der Selbstbindung be-
schlossen werden und als Basis für die mit-
telfristige Finanzplanung dienen.
Die konsequente Auseinandersetzung der
Stadt mit den Folgen des demografischen
Wandels führte dazu, dass Rheine mit sei-
nem Projekt„Rheine - ohne Altersbeschrän-
kung! … von der Triebwagenhalle … über die
Innenstadt … zum Emsufer“ am Landes-
wettbewerb „Ab in die Mitte 2007“ teilneh-
men kann. Das Anfang September 2007 an-
laufende Projekt bietet die Gelegenheit,
Teilaspekte des integrierten Entwicklungs-
und Handlungskonzeptes einer breiten Öf-
fentlichkeit zu präsentieren.
Im Rahmen einer „Zukunftsausstellung“
werden die Ergebnisse der bisherigen Ar-
beit zur Bewältigung des demografischen
Wandels vorgestellt.„Wenn junge und alte
Köpfe rauchen“, so ist ein Triebwagenhal-
len-Talk überschrieben, der Themen auf-
nehmen und vertiefen soll. Aktionstage
rund um die Vorsorge und Pflege im Alter,
zum „neuen“ Wohnen in der Innenstadt,
zum Abenteuer des Altwerdens und zur
barrierefreien „Flaniermeile“ am Emsufer
ergänzen das Programm, an dessen Gestal-
tung gesellschaftlich relevante Gruppen
mitwirken und so ganz praktisch mit den
Zukunftsaufgaben der Stadt konfrontiert
werden sollen.

Informationen zur Veranstaltungsreihe „ZeitZu-
kunftZiele - Rheine 2020“ und zum Integrierten
Entwicklungs- und Handlungskonzept finden sich
im Internet unter www.Rheine.de . ●

wehr zum Erliegen bringen kann. Auch hier
sind behördenübergreifende Schutzsyste-
me und entsprechende Maßnahmen not-
wendig.
Natürlich gibt es mehr Sicherheit nicht zum
Nulltarif. Nach wie vor ist die Finanzlage der
Kommunen dramatisch, trotz besserer
Steuereinnahmen schieben sie einen Berg
von Kassenkrediten - über 27 Mrd. Euro - vor
sich her und werden zusätzlich durch weiter
steigende soziale Ausgaben - 2006 über 37
Mrd. Euro - schwer belastet. Deswegen
brauchen die Kommunen Unterstützung
insbesondere auch bei der Finanzierung der

Feuerwehren.Diese sind eine ganz
wichtige Stütze der Katastrophen-
hilfe vor Ort. Wir müssen dafür
sorgen, dass die Feuerwehren

nach wie vor die notwendige moderne Aus-
rüstung erhalten und aktiv für den Dienst in
den Feuerwehren werben.
„Die in der Innenministerkonferenz getrof-
fene Verständigung von Bund und Ländern,
dass die Bundesbeteiligung an der Finan-
zierung der Katastrophenschutzausstat-
tung weiterhin auch den Feuerwehren zu
Gute kommt, ist ein Schritt in die richtige
Richtung“, sagte Landsberg abschließend.
(DStGB-Pressemitteilung 39/2007 vom
06.06.2007).

Der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund begrüßt, dass Bund und Länder

nunmehr den Digitalfunk für Sicherheits-
kräfte einführen wollen. Die Sicherheitsan-
forderungen werden gerade vor dem Hinter-
grund der nach wie vor bestehenden Terror-
gefahr weiter steigen. Deshalb ist eine mo-
derne Kommunikation der Sicherheitskräfte,
die nicht störanfällig und abhörsicher ist,un-
verzichtbar“, sagte der Hauptgeschäftsfüh-
rer des DStGB, Dr. Gerd Landsberg, auf der
DStGB-Sicherheitskonferenz in Berlin.
Gegen Terror gibt es keinen absoluten
Schutz, aber wir müssen wachsam sein. Die
letzten Terrorereignisse haben ge-
zeigt, dass sich die Angriffe nicht
mehr auf militärische oder gut ge-
schützte Ziele konzentrieren, son-
dern zunehmend so genannte weiche Ziele
wie zum Beispiel Verkehrsinfrastrukturein-
richtungen ins Visier genommen werden.
Deswegen muss es unser Ziel sein,auch der-
artige Einrichtungen möglichst optimal zu
schützen. Dazu gehört auch, Mittel der Vi-
deoüberwachung gezielt einzusetzen, um
bereits im Vorfeld bei Verdacht reagieren zu
können.
Ein ganz sensibler Bereich ist auch die so
genannte IT-Infrastruktur,die insbesondere
bei einem gezielten Angriff die Gefahrenab-

Digitalfunk 
unverzichtbar für die 
Kommunen 

Transparent und offen zur Straße hin mit einer markanten, aber gleichzeitig filigranen Metallstruk-
tur an den übrigen Seiten - So soll sich das neue Theater Gütersloh mit seinen mehr als 500 Sitzplät-

zen ab Herbst 2009 präsentieren. Nicht nur Kultur-Beigeordneter Andreas Zimpel (Foto links) und
Stadtbaurat Josef E. Löhr (rechts) sind begeistert von dem Modellentwurf des Hamburger Architekten
Prof. Jörg Friedrich.Auch der Kulturausschuss
der Stadt stimmte der Entwurfsplanung nun
geschlossen zu. Damit ist ein weiterer Schritt
zum Theaterneubau in Gütersloh geschafft.
Auch der Zeitplan für die Realisierung des 19
Millionen Euro teuren Projekts kann eingehal-
ten werden. Danach soll das alte Theater En-
de 2007 abgerissen werden. Baubeginn des
neuen Hauses ist für Frühjahr 2008 geplant.
Zur Spielzeit 2009/2010 soll der Neubau er-
öffnet werden.

THEATERNEUBAU IM ZEITPLAN

Aus dem
DStGB
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Hauptredner NRW-Ministerpräsident Dr.
Jürgen Rüttgers sprechen. Am Nachmit-
tag hält Bundesverkehrsminister Wolf-
gang Tiefensee einen Vortrag und stellt
sich den Fragen der Delegierten.
Wie in den vergangenen Jahren findet be-
gleitend zum Gemeindekongress des Städ-
te- und Gemeindebundes NRW in den Foy-
ers der Halle Münsterland eine Ausstellung
von Produkten und Dienstleistungen mit
kommunalem Bezug statt. Mit mehr als
400 qm belegter Fläche konnte die Halle

Mitgliederversammlung
und Gemeindekongress
2007 in Münster 

� Die Halle
Münsterland
- Veranstal-
tungsort des
StGB NRW-
Gemeinde-
kongresses

Großer Andrang von Besuchern und �
Besucherinnen auf der Kommunalmesse
im Südfoyer der Halle Münsterland beim 

Gemeindekongress 2005

Münsterland bei der Ausstellung zum letz-
ten Gemeindekongress im April 2005 einen
Rekord verbuchen. Sämtliche Informatio-
nen über Preise, Konditionen und Buchung
von Ausstellungsflächen gibt die Halle
Münsterland:

Halle Münsterland GmbH
Daniela Heinrichs
Albersloher Weg 32
48155 Münster
Tel. 0251-6600-107
Fax 0251-6600-115
E-Mail: heinrichs@halle-muensterland.de
Internet: www.halle-muensterland.de

Das Programm im Einzelnen:

10 bis 12 Uhr - 1. Teil

• Eröffnung und Begrüßung durch StGB
NRW-Präsident Heinz Paus,Bürgermeister
der Stadt Paderborn

• Grußworte
Dr. Berthold Tillmann, Oberbürgermeister
der Stadt Münster
Roland Schäfer, Präsident des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes und Bür-
germeister der Stadt Bergkamen

• Ansprache von StGB NRW-Präsident Heinz
Paus

• Festvortrag von Dr. Jürgen Rüttgers,Minis-
terpräsident des Landes NRW, mit an-
schließender Aussprache

12 bis 14 Uhr 

• Pressekonferenz
• Mittagessen und Messerundgang

14 bis 16.15 Uhr - 2. Teil

• Ansprache von Bundesverkehrsminister
Wolfgang Tiefensee mit anschließender
Aussprache

• Aktuelles aus dem Verband - Vortrag von
StGB NRW-Hauptgeschäftsführer Dr.
Bernd Jürgen Schneider

• Nachwahlen zu Präsidium und Hauptaus-
schuss 

• Schlusswort von Bürgermeister Roland
Schäfer, I. Vizepräsident des Städte- und
Gemeindebundes NRW

Am 24. Oktober 2007 veranstaltet der
Städte- und Gemeindebund Nord-

rhein-Westfalen unter dem Motto „Selbst-
verwaltung - gelebte Demokratie“ seine
turnusgemäße Mitgliederversammlung,
den so genannten Gemeindekongress.
Wie in den Jahren zuvor wurde als Ta-
gungsort die Halle Münsterland in Müns-
ter ausgewählt. Auf der eintägigen Veran-
staltung, zu der mehr als 1.300 Vertreter
der StGB NRW-Mitgliedskommunen ein-
geladen sind, wird am Vormittag als
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Museum für Klosterkultur in Westfalen

Tastatur mit Heizung
Der Hersteller V8 Tools bietet ab sofort ei-
ne Computer-Tastatur an, die über eine ei-
gene Stromversorgung die Tasten beheizt.
Die USB-Tastatur „V8 WK001“ verfügt
über zwei Einstellungen für 30 Grad und
38 Grad Celcius. In Europa soll die Tastatur
über den Vertreiber Equiplus (www.equip-
lus.biz) rechtzeitig zum Winterhalbjahr
erhältlich sein.

Google noch persönlicher
Der Suchmaschinenbetreiber Google will
künftig stärker personalisierte Dienste an-
bieten. Über iGoogle und Google Recom-
mendations soll der Nutzer beim Wiederan-
melden personalisierte Dienstleistungen
und Waren angeboten bekommen. Hierzu
muss er im Vorfeld zum Beispiel seinen
Wohnort oder seinen Beruf angeben. Goo-
gle will dadurch auf den jeweiligen Nutzer
ausgerichtete Angebote besser hervorhe-
ben. Dem soll auch eine Möglichkeit zur
Rückverfolgung von Suchstichworten und
Treffern dienen.

Handy-Display mit
Solarzellen
Der Handy-Hersteller Motoro-
la arbeitet an einem Display
für Handys, in das Solarzellen
eingebaut sind. Liegt ein ent-
sprechendes Mobilfunkgerät
in der Sonne, kann über die So-
larzellen der Akku wieder auf-
geladen werden. Unklar ist,
wie sich dies mit der - für tech-
nische Geräte von den Herstel-
lern oft vorgegebenen - maxi-
malen Raumtemperatur ver-
trägt. Zudem könnte ein un-
kontrolliert häufiges Aufladen
mittelfristig die Kapazität des
Akkus vermindern.

Weihnachtliche 
Bescherung im Mai
Im baden-württembergischen Ehningen
transportierte die Nachricht - zumindest
laut Bürgermeister Claus Unger - dieses Jahr
das Weihnachtsfest in den Mai. Der Compu-

Es ist einmalig in Europa: das kürzlich im Lichte-
nauer Ortsteil Dalheim eröffnete Museum für

Klosterkultur. Messkelche, Kreuze, alte Urkunden,
Reste eines Hochaltars und barocke Ölgemälde der
Prälaten geben einen Einblick in die klösterliche Ge-
schichte Westfalens. Für das Museum wurde das aus
dem 15. Jahrhundert stammende Augustiner-Chor-
herrenstift (Foto) für 8,6 Mio. Euro vom Landschafts-
verband Westfalen-Lippe (LWL) umgebaut. Neben
Ausstellungsräumen wurden eine Gastronomie und
eine Klosterbrauerei geschaffen. 70 Prozent der Bau-
kosten übernahm das Land NRW,30 Prozent der LWL.
Zwei weitere Bauabschnitte sind geplant. Der lau-
fende Betrieb der Kulturstätte wird durch die „Stif-
tung Kloster Dalheim“ finanziert,die zu gleichen Tei-
len vom LWL, dem Kreis Paderborn und privaten Stif-
tern getragen wird.

terkonzern IBM verlegt seine Deutschland-
Zentrale von Stuttgart in den 7.500-Einwoh-
ner-Ort nahe Böblingen. Der Umzug soll in

zwei Jahren abgeschlossen sein.
Dann arbeiten weitere 2.800
Personen dort,wo schon seit ge-
raumer Zeit das IBM-Rechen-
zentrum steht. Grund für den
Umzug seien laut IBM bessere
Modernisierungs- und Erweite-
rungsmöglichkeiten in Ehnin-
gen.

Datenmobilfunk-
Kostenrechner 
online
Der online-Nachrichtendienst
heise mobil hat unter www.

heise.de/mobil/tarife/daten.shtml einen
online-Rechner bereitgestellt, der den güns-
tigsten Anbieter für das Surfen per Handy
oder PDA herausfindet. Da die Preise zwi-
schen 0,23 Euro und 281,56 Euro pro Mega-
byte liegen, dürfte sich für „Westen-
taschen-Surfer“ ein Blick in die Datenbank
lohnen. ●

zusammengestellt von 
Dr. iur. Lutz Gollan,

IT-Referent beim StGB
NRW, E-Mail: Lutz.Gollan@ 

kommunen-in-nrw.de
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Verfassungsmäßigkeit
eines 
Nachtragshaushalts
Das Zweite Nachtragshaushaltsgesetz 2005 ist
wegen Überschreitung der Kreditgrenze verfas-
sungswidrig.

VerfGH NRW, Urteil vom 24. April
2007
- Az.: VerfGH 9/06 -

Nach Art.83 Satz 2 der Landesverfas-
sung NRW (LV) dürfen die Einnah-
men aus Krediten entsprechend den
Erfordernissen des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts in der
Regel nur bis zur Höhe der Investiti-
onsausgaben in den Haushaltsplan
eingestellt werden. Die im Zweiten
Nachtragshaushaltsgesetz 2005
veranschlagte Netto-Neuverschul-
dung übersteigt die dort ausgewie-
sene Summe der Investitionen um
1,4251 Milliarden €. Nach Ansicht
des Gesetzgebers rechtfertigt sich
die Überschreitung der Kreditgren-
ze aus der Unmöglichkeit ihrer Einhaltung.Die
nach der Landtagswahl 2005 vorgefundenen
umfangreichen Haushaltsverschlechterungen
hätten durch Einsparungen nicht kompensiert
werden können.
Dem ist der Verfassungsgerichtshof NRW

Wir
• helfen bei der Erarbeitung von Basisplänen 

(ABK, GEP, Sanierungsplan)
• unterstützen Sie bei der Einführung unserer 

Software für den Kanal- und Kläranlagenbetrieb
• implementieren integrierte Managementsysteme mit

Einbindung der Risiko- und Arbeitssicherheit
• übernehmen Beauftragtenfunktionen für die Bereiche

Gewässerschutz, Arbeitssicherheit,
Gefährdungsbeurteilung

• erstellen mit Ihnen kommunale Satzungen mit Bezug
zur Abwasserbeseitigung

• unterstützen Sie bei der Beitrags- und 
Gebührenkalkulation

• helfen bei der Ausschreibung von
Entsorgungsdienstleistungen

• beraten bei der Beschaffung von Feuerwehr-,
Rettungsdienst- und Kommunalfahrzeugen

Das Dienstleistungsunternehmen 
des Städte- und Gemeindebundes NRW

Wir sind für Sie da, bei der Lösung technischer, 
rechtlicher und organisatorischer Fragestellungen.
Nutzen Sie die Erfahrung unserer Juristen, Techniker,
Management- und Organisationsspezialisten. 

Kommunal- und Abwasserberatung NRW GmbH
Cecilienallee 59 | 40474 Düsseldorf
Tel.: 0211-430 77 0 / Fax: 0211-430 77 22
www.kua-nrw.de / info@kua-nrw.de

nicht gefolgt.Er hat festgestellt,dass die Über-
schreitung der Kreditgrenze gegen Art. 83 Satz
2 LV verstößt. In der mündlichen Urteilsbe-
gründung hieß es:
Von der in Art. 83 Satz 2 LV normierten Regel-
verschuldungsgrenze dürfe grundsätzlich
nur zur Abwehr einer - hier nicht in Rede ste-
henden - Störung des gesamtwirtschaftli-

chen Gleichgewichts und dar-
über hinaus allenfalls zur Be-
wältigung exzeptioneller Son-
dersituationen abgewichen
werden. Eine derartige Sonder-
situation liege nicht schon
dann vor, wenn während des
laufenden Haushaltsjahres ein
Regierungswechsel erfolge
und die neue Landesregierung
sich aufgrund der vorgefunde-
nen Haushaltssituation nicht
in der Lage sehe, die von ihr als
zwingend notwendig erachte-
ten Ausgaben ohne Über-
schreitung der Kreditgrenze zu
tätigen. Jeder neu gewählte
Haushaltsgesetzgeber müsse
von den konkret gegebenen
Bedingungen ausgehen und

sein Handeln danach einrichten. Die hier-
durch bedingten temporären Einschränkun-
gen stellten seine politischen Gestaltungs-
möglichkeiten nicht grundsätzlich in Frage.
Denn diese seien ihrerseits durch das gelten-
de Verfassungsrecht begrenzt, zu dem auch

die restriktive Kreditregelung des Art. 83
Satz 2 LV gehöre. Die Vorschrift sei haus-
haltsverfassungsrechtlicher Ausdruck des
Demokratieprinzips. Indem sie den finan-
ziellen Handlungsspielraum des aktuellen
Gesetzgebers beschränke, sichere sie die
Handlungsfähigkeit künftiger Gesetzgeber.
Dieses Schutzanliegen beanspruche auch
bei einem Regierungswechsel im laufenden
Haushaltsjahr Beachtung.

Aufwendungsersatz 
für Beseitigung von 
Ölspuren
Gemeinden können vom Land für die Beseiti-
gung von Ölspuren auf Landesstraßen durch die
gemeindlichen Feuerwehren grundsätzlich kei-
nen Aufwendungsersatz beanspruchen (nicht-
amtlicher Leitsatz).

OVG NRW, Urteil vom 16. Februar 2007
- Az.: 9 A 4239/04 -

Die Feuerwehr der Stadt Wesseling (Klägerin)
entfernte an einem Sonntag im November
2000 nach entsprechender Benachrichtigung
ihrer Leitstelle eine mehrere hundert Meter
lange, etwa 50 cm breite Ölspur auf einer
durch das Gemeindegebiet führenden Landes-
straße (außerhalb der festgesetzten Orts-
durchfahrt). Die Beseitigung erfolgte durch

G E R I C H T
IN KÜRZE

zusammengestellt 
von Hauptreferent 
Andreas Wohland,

StGB NRW
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Abstreuen sowie Aufnehmen und Entsorgen
des Ölbindemittels. Da der Verursacher der Öl-
spur unbekannt blieb, verlangte die Klägerin
vom beklagten Land als dem Träger der Stra-
ßenbaulast Ersatz der ihr entstandenen Auf-
wendungen in Höhe von etwa 250 €. Das erst-
instanzlich angerufene Verwaltungsgericht
Köln wies die Klage ab.
Die dagegen eingelegte Berufung der Klägerin
hat das OVG nunmehr zurückgewiesen.
Zur Begründung hat es ausgeführt: Das
Rechtsinstitut der öffentlich-rechtlichen Ge-
schäftsbesorgung ohne Auftrag (GoA) sei hier
nicht anwendbar. Die wirksame Beseitigung
der Ölspur stelle eine Hilfeleistung in einem
Unglücksfall dar. Die Hilfeleistung sei erst ab-
geschlossen,wenn das Ölbindemittel entsorgt
sei.Der Gesetzgeber habe für derartige Pflicht-
einsätze der Feuerwehren den Grundsatz der
Unentgeltlichkeit festgeschrieben. Daher
scheide ein Anspruch aus GoA aus. Gleiches
gelte für einen öffentlich-rechtlichen Erstat-
tungsanspruch.
Der Senat hat die Revision nicht zugelassen.
Dagegen ist Beschwerde möglich,über die das
Bundesverwaltungsgericht entscheidet.

Reichweite der 
Zweitwohnungssteuer
Auch eine Zweitwohnung,die der Trennung vor ei-
ner möglichen Ehescheidung dient,unterliegt der
Zweitwohnungssteuer (nichtamtlicher Leitsatz).

OVG NRW, Beschluss vom 24. Mai 2007
- Az.: 14 A 2608/05 -

Der 14. Senat des Oberverwaltungsgerichts hat
mit dem Beschluss den Antrag eines Bielefelders
auf Zulassung der Berufung gegen ein Urteil des
Verwaltungsgerichts Minden abgelehnt, mit
dem die Klage gegen einen Zweitwohnungs-
steuerbescheid der Stadt Bielefeld aus dem Jahr
2003 abgewiesen worden war.
Der Kläger ist Miteigentümer eines Einfamilien-
hauses in Bielefeld, das melderechtlich seine
Hauptwohnung ist.Tatsächlich bewohnt er eine
knapp 45 qm große ebenfalls in Bielefeld gelege-
ne Mietwohnung,weil er sich von seiner Frau ge-
trennt hat und die Scheidung der Ehe in Betracht
zieht. Im Oktober 2003 zog die Stadt Bielefeld
den Kläger aufgrund der städtischen Zweitwoh-
nungssteuersatzung für die Zweitwohnung zu
einer Jahressteuer von 216,-- Euro heran. Die da-
gegen erhobene Klage wies das Verwaltungsge-
richt Minden ab.Gegen dieses Urteil beantragte
der Kläger beim OVG die Zulassung der Beru-
fung im Wesentlichen mit der Begründung, die
Zweitwohnungssteuer bedeute für ihn eine un-
zulässige "Doppelbesteuerung", weil er weiter-
hin alle für die Hauptwohnung anfallenden Ab-
gaben entrichte;außerdem diene die Zweitwoh-
nung der räumlichen Trennung von seiner Ehe-
frau,um die für eine etwaige Ehescheidung not-
wendige Trennungszeit zu erreichen.
Das OVG hat den Antrag auf Zulassung der Be-
rufung als unbegründet abgelehnt. Solange
der Kläger neben seiner Hauptwohnung in
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Themenschwerpunkt
September 2007:
Kinderbetreuung

Bielefeld eine Zweitwohnung unterhalte, un-
terliege er der von der Stadt Bielefeld einge-
führten Zweitwohnungssteuer.Dass er wegen
der Trennung von seiner Ehefrau die Haupt-
wohnung nicht, sondern nur die Zweitwoh-
nung nutze, sei unerheblich. Selbst wenn die
Trennung von seiner Ehefrau schon endgültig
wäre, dürfte die Zweitwohnungssteuer erho-
ben werden, solange er mit einer Haupt- und
einer Nebenwohnung melderechtlich erfasst
sei.Er könne der Zweitwohnungssteuer entge-
hen, wenn er die jetzige Nebenwohnung zu
seiner Hauptwohnung mache. Es sei aner-
kannt, dass mit der Zweitwohnungssteuer ne-
ben der Einnahmeerzielung auch Lenkungs-
zwecke verfolgt werden dürften.So dürfe auch
die Motivation gefördert werden, sich im mel-
derechtlich zulässigen Rahmen zur Verlegung
des Erstwohnsitzes zu entscheiden.
Der Beschluss des Oberverwaltungsgerichts
ist unanfechtbar.

Erhöhung von 
Kindergartenbeiträgen
Die kommunalaufsichtliche Verfügung der Be-
zirksregierung Münster, mit der die Stadt Gel-
senkirchen verpflichtet wird, die Elternbeiträge
für Tageseinrichtungen für Kinder zu erhöhen,
um die Verringerung von Landeszuweisungen
für die Finanzierung der Tageseinrichtungen für
Kinder auszugleichen, ist rechtmäßig (nichtamt-
licher Leitsatz).

OVG NRW, Beschluss vom 24. Mai 2007
- Az.: 15 B 778/07 -

Der 15. Senat des Oberverwaltungsgerichts hat
mit dem Beschluss die Beschwerde der Stadt
Gelsenkirchen gegen den Beschluss des Verwal-
tungsgerichts Gelsenkirchen vom 22.05.2007
zurückgewiesen. In diesem Beschluss hatte das
Verwaltungsgericht den Eilantrag der Stadt Gel-
senkirchen abgelehnt, mit dem sie sich gegen
eine kommunalaufsichtliche Verfügung der Be-
zirksregierung Münster wehrte.
Zur Begründung hat das OVG ausgeführt: Die
Verringerung von Landeszuweisungen für die
Finanzierung von Tageseinrichtungen für Kin-
der dürfe eine Gemeinde nicht ausschließlich
durch Aufnahme von Krediten oder durch Steu-
ern ausgleichen.Vielmehr müsse die Gemeinde
auch eine Erhöhung der Elternbeiträge für sol-
che Einrichtungen prüfen. Dabei dürfe sie von
einer Erhöhung der Elternbeiträge nur dann ab-
sehen, wenn die Elternbeiträge bereits in ihrer
gegenwärtigen Höhe ein sozial noch vertretba-
res Maß erreicht hätten. Diese Ausnahme liege
im Fall der Stadt Gelsenkirchen schon deshalb
nicht vor, weil die Stadt zuletzt im Jahr 1993 die
Elternbeiträge für Tageseinrichtungen für Kin-
der angehoben habe. Deshalb sei die Bezirksre-
gierung Münster als zuständige Kommunalauf-
sichtsbehörde berechtigt, die erforderliche Er-
höhung der Elternbeiträge im Wege der Kom-
munalaufsicht vorzunehmen.
Der Beschluss des Oberverwaltungsgerichts ist
unanfechtbar. ●
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